
-151- 

 
 
 

für den Landkreis Berchtesgadener Land 
und die Städte, Märkte, Gemeinden 
und kommunalen Zweckverbände 
im Landkreis 
 
 

Impressum: 
Herausgeber: Landratsamt Berchtesgadener Land 

Redaktion: Landratsamt Berchtesgadener Land, Salzburger Straße 64, 83435 Bad Reichenhall 
Das Amtsblatt erscheint in der Regel wöchentlich. 

Zu beziehen beim Landratsamt Berchtesgadener Land (Druckversion) und online unter www.lra-bgl.de 
 

 
Amtsblatt Nr. 20 vom 12. Mai 2026 

 
Inhaltsverzeichnis: Bek. Nr. 
 
Landratsamt Berchtesgadener Land 
Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes  
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
Planfeststellung Gewässerausbau für die Renaturierung  
der Salzach und Antheringer Au im Freilassinger Becken, Flusskilometer 48,50 bis 59,50 
Antragssteller: Freistaat Bayern, vertreten durch das Wasserwirtschaftsamt Traunstein 
Anhörungsverfahren und Öffentlichkeitsbeteiligung nach §§ 68 ff, 70 WHG,  
Art. 69 BayWG i.V.m. Art. 73 Abs. 3 BayVwVfG;  
Öffentlichkeitsbeteiligung und Unterrichtung der Öffentlichkeit nach §§ 18 und 19 UVPG …………………………………….……. 1 
 
Überschwemmungsgebietsverordnung für das Überschwemmungsgebiet an der Salzach 
von Flusskilometer 41,540 – 59,400 (Gewässer I. Ordnung) 
auf dem Gebiet der Städte Freilassing und Laufen sowie der Gemeinde Saaldorf-Surheim 
im Landkreis Berchtesgadener Land ………………………………………………………………………………………………….…… 2 
 
Überschwemmungsgebietsverordnung für das Überschwemmungsgebiet am Weißbach 
von Flusskilometer 0,000 bis ca. 5,450 (Gewässer III. Ordnung) 
auf dem Gebiet der Großen Kreisstadt Bad Reichenhall und der Gemeinde Bayerisch Gmain 
im Landkreis Berchtesgadener Land …………………………………………………………………………………………….…..…….. 3 
 
Stadt Freilassing 
Ortsrecht der Stadt Freilassing 
Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts 
Vom 06.05.2026 ……………………………………………………………………..……………………………………………….……….. 4 
 
Ortsrecht der Stadt Freilassing 
Satzung über die Aufhebung der Satzung über den Stadtentwicklungsbeirat der Stadt Freilassing 
(Stadtentwicklungsbeiratssatzung – SEB) 
Vom 06.05.2026 ………………………………………………………………………………………………………………………………. 5 
 
Markt Teisendorf 
Bekanntmachung über den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan  
„Knogl West“ …………………………………………………………………………………………………………….……………….……. 6 
 
Gemeinde Ainring 
Satzung zur Regelung von Fragen des  
örtlichen Gemeindeverfassungsrechts ……………………………………………………..………………………………………………. 7 
 
Gemeinde Bayerisch Gmain 
Haushaltssatzung der Gemeinde Bayerisch Gmain Landkreis Berchtesgadener Land  
für das Haushaltsjahr 2026 .............................................................................................................................................................. 8 
 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 35  
„Erweiterung Hotel Sonnenhof“ mit Vorhaben- und Erschließungsplan 
ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses 
gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB); - In-Kraft-Treten- …………………………………………………………………...……… 9 
 
Gemeinde Bischofswiesen 
Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts (Hauptsatzung) ……………………………….…. 10 

 



-152- 

Gemeinde Piding  
Vollzug des Baugesetzbuchs (BauGB) 
3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 29 „Gewerbegebiet Reichenhaller Straße“  
im beschleunigten Verfahren gemäß  
§ 13a BauGB; 
Bekanntmachung der erneuten, verkürzten öffentlichen Auslegung nach § 4a Abs. 3 BauGB ……………………………………. 11 
 
Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen. 
Gemeindeverfassungsrechts ……………………………………………………………………………………………..……………….. 12 
 
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
Benutzungsordnung für den Kindergarten der Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
(Kindergarten-Benutzungsordnung – KiGBO)  
vom 21. August 2001 (i. d. geänderten Fassung vom 01.05.2026) ............................................................................................... 13 
 
Gemeinde Saaldorf-Surheim 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) 
1. Änderung des Bebauungsplans „Brunnerfeld“: 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB; 
Unterrichtungs- und Äußerungsmöglichkeit für die Öffentlichkeit gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB; 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ………………………………………………………………………………… 14 
 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) 
1. Änderung des Bebauungsplans „Saaldorf Nordost“: 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB; 
Unterrichtungs- und Äußerungsmöglichkeit für die Öffentlichkeit  
gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB;  
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB …………………………………………………………………….…………. 15 
 
Gemeinde Schneizlreuth 
Haushaltssatzung der Gemeinde Schneizlreuth Landkreis Berchtesgadener Land, 
für das Haushaltsjahr 2026 ............................................................................................................................................................ 16 
 
Mittelschulverband Bischofswiesen 
Haushaltssatzung des Mittelschulverbandes Bischofswiesen Landkreis Berchtesgadener Land 
für das Haushaltsjahr 2026 ............................................................................................................................................................ 17 
 
 
Bek. Nr. 1 

Landratsamt Berchtesgadener Land 
 

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG); 
Planfeststellung Gewässerausbau für die Renaturierung der Salzach und Antheringer Au im Freilassinger Becken, 

Flusskilometer 48,50 bis 59,50 
Antragssteller: Freistaat Bayern, vertreten durch das Wasserwirtschaftsamt Traunstein 

Anhörungsverfahren und Öffentlichkeitsbeteiligung nach §§ 68 ff, 70 WHG, Art. 69 BayWG i.V.m. Art. 73 Abs. 3 
BayVwVfG; Öffentlichkeitsbeteiligung und Unterrichtung der Öffentlichkeit nach §§ 18 und 19 UVPG 

 
Von der Saalachmündung bis zur Mündung der Salzach in den Inn ist die Salzach Grenzfluss zwischen Österreich und Deutsch-
land. Die Sanierung der Salzach ist somit ein grenzüberschreitendes Projekt mit entsprechenden Rechtsverfahren in Bayern 
sowie in Österreich. Die Zuständigkeit der Vorhabensträger bezieht sich auf deren jeweiliges Staatsgebiet. Gegenstand dieses 
Planfeststellungsverfahrens sind die Vorhaben auf bayerischer Seite. 
 
Der Freistaat Bayern, vertreten durch das Wasserwirtschaftsamt Traunstein, plant zusammen mit der Republik Österreich, ver-
treten durch die Bundeswasserbauverwaltung Salzburg sowie dem Amt der Salzburger Landesregierung, Abteilung 5 Natur- und 
Umweltschutz, Gewerbe ein grenzüberschreitendes Projekt zur Renaturierung der Salzach und der Antheringer Au im Salzach-
abschnitt von Flkm 48,50 bis Flkm 59,50. Das Projekt verfolgt, neben der flussmorphologischen Sanierung der Salzach im Frei-
lassinger Becken, auch gewässerökologische und ökologische Ziele nach den Vorgaben der Wasserrahmenrichtlinie. Ziel ist es, 
einen naturnahen Flusslauf der Salzach wiederherzustellen, die Dynamik des Gewässers zu erhöhen, die Vernetzung mit den 
umliegenden Auenflächen zu verbessern und wertvolle Lebensräume für seltene Tier- und Pflanzenarten zu schaffen. 
 
Im Rahmen der „Renaturierung Salzach und Antheringer Au“ sind umfassende Maßnahmen geplant. In Bayern sind dies folgende 
Maßnahmen in der Salzach und am linksseitigen Ufer, die Gegenstand dieses Planfeststellungsverfahrens sind:  
 

 Uferrückbau linksseitige Ufersicherungen - "Weiche Ufer" (bayerisches Ufer): vollständiger Ausbau Ufersicherungen auf 
einer Länge ca. 6.300 lfm, ca. 166.000 m³, Fläche (im Bereich der bestehenden Ufersicherungen, teils überwachsen): 
13,8 ha 

 
 Strukturreiche Gestaltung der neuen Uferzone 
 
 maschinelle Aufweitung ca. Flkm 57,4-57,7 (Länge = 375 lfm) und ca. Flkm 58,1-58,6 (Länge = 550 lfm)  
  Fläche (im linksseitigen Vorland, weitgehend Wald): 1,88 ha 
 
 Verlängerung und Erhöhung der bestehenden Lenkbuhne bei Flkm 51,6  
  Strömungsteiler bei Flkm 53,25  
  Verdrängerbuhnen bei Flkm 52,7 und Flkm 54,2  
  Absenkbuhne bei Flkm 58,95 und Flkm 59,15  
  Fläche (im Gewässer): 0,16 ha 
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 (maschinelle) Vorschüttung am linksseitigen Salzach-Ufer (Flkm 55,9 bis 56,37) und Herstellung von Flachufern (Flkm 
54,5 bis 55,22 und Flkm 56,95 bis 57,4)  

  Fläche (im Gewässer): 4,22 ha 
 
 Aktive Anhebung Sohle im Bereich von Flkm 55,6 bis 58,730, um ca. 1,0 m gegenüber dem Bestand, und Flkm 55,6 bis 

54,4 Anpassung Sohlniveau  
  Fläche: 14,45 ha 
 
 Rückverlegung Weg nach Westen, auf einer Länge von 4.935 m  

Fläche (weitgehend im bestehenden Wald): 3,52 ha 
 
 Auslichtungsstreifen – Wildholz (Entnahme von Bäumen mit einem Stammdurchmesser (BHD) von mehr als 0,4 m und 

einer Länge von mehr als 8 m zu fällen)  
  Fläche: ca. 1,95 ha  
 

Hinzu kommt eine bauzeitliche Flächeninanspruchnahme für Arbeitsraum Weg und Lager/Baustelleneinrichtungsfläche von 3,81 
ha. Ebenso wurde für dem Hauptprojekt vorauslaufende Maßnahmen wie Fällarbeiten, Entfernung von Wurzelstöcken und früh-
zeitige Anlage von Ersatzhabitaten ein vorzeitiger Baubeginn nach § 69 Abs. 2 WHG beantragt. 
  
Durch das Vorhaben wird eine eigendynamische Gewässerentwicklung initiiert, die auch künftig zu für einen naturnahen Fluss 
typischen Veränderungen des Gewässers, der Uferbereiche und der Aue führen wird. Die Maßnahme soll in drei Bauabschnitten 
umgesetzt werden. Für die Hauptbauarbeiten ist ein Zeitraum von insgesamt drei Jahren vorgesehen. In Abhängigkeit von der 
Wasserführung der Salzach sowie unter Berücksichtigung naturschutzfachlicher Belange können die Bauarbeiten jeweils im Zeit-
raum von Ende Juni bzw. Mitte August bis Ende Februar eines jeden Jahres durchgeführt werden. Die Bauabschnitte auf bayeri-
scher Seite sind zeitlich und räumlich parallel zu den Bauabschnitten auf österreichischer Seite geplant. Nach § 67 Abs. 2 Satz 1 
WHG handelt es sich bei den geplanten Maßnahmen um einen Gewässerausbau. Der Gewässerausbau bedarf der Planfeststel-
lung oder der Plangenehmigung. 
 
Für das Projekt ist gemäß § 7 Abs. 1 UVPG i. V. m. Nr. 13.18.1 der Anlage 1 zum UVPG  
 

„Sonstige der Art nach nicht von den Nummern 13.1 bis 13.17 erfasste Ausbaumaßnahmen im Sinne des Wasserhaushalts-
gesetzes“ 

 
eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen. Die Prüfung hat dabei anhand der in der Anlage 3 UVPG aufgeführten 
Schutzkriterien zu erfolgen, die die Merkmale des Vorhabens, den Standort und die Merkmale der möglichen Auswirkungen des 
Vorhabens erfassen. Mit der Antragseinreichung wurde die Unterlage nach § 16 UVPG i.V. mit Anlage 4 zum UVPG – UVP-
Bericht – vom 05.12.2025 vorgelegt, insoweit kann nach § 7 Abs. 3 Satz 1 UVPG die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach 
§ 7 Abs. 1 UVPG entfallen, da dies einen inkludierten Antrag entsprechend dem bisher geäußerten Willen des Antragstellers 
darstellt und das Landratsamt Berchtesgadener Land für dieses Vorhaben ein Entfallen der Vorprüfung für zweckmäßig erachtet. 
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstständig anfechtbar. Bezüglich der grenzüberschreitenden Umweltver-
träglichkeitsprüfung wird auf die mit Feststellungsvermerk des Landratsamtes Berchtesgadener Land über die grenzüberschrei-
tende Beteiligung nach Art. 54 bis 56 UVPG vom 05.05.2026 getroffene Entscheidung hingewiesen, dass eine grenzüberschrei-
tende Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung nicht notwendig ist. 
 
Für das beantragte Vorhaben ist ein Planfeststellungsverfahren für den Gewässerausbau nach §§ 67 ff WHG entsprechend den 
Vorgaben des UVPG durchzuführen (Art. 69 BayWG sowie § 70 WHG in Verbindung mit §§ 15 ff. und 54 bis 56 UVPG, Art. 72 
bis 78 BayVwVfG). Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist dabei unselbstständiger Teil des verwaltungsbehördlichen Verfahrens 
(§ 4 UVPG). 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass 
 
1. das wasserrechtliche Verfahren bei der zuständigen Behörde, dem Landratsamt Berchtesgadener Land, Salzburger Straße 

64, 83435 Bad Reichenhall, als digitales Verfahren durchgeführt wird; 
weitere Umweltinformationen, die für die Zulassungsentscheidung von Bedeutung sein können und die dem Landratsamt 
Berchtesgadener Land erst nach Beginn des Beteiligungsverfahrens vorliegen, bei diesem nach dem Zugang zu 
Umweltinformationen beantragt werden können; 
 

2. über die Zulässigkeit des Vorhabens durch einen Planfeststellungsbeschluss oder ablehnenden Bescheid entschieden 
werden wird, wobei die Entscheidungen über Anlagen an Gewässern oder notwendige beschränkte Erlaubnisse mit in einem 
Bescheid erfolgt; 
 
Die Entscheidung zur Zulassung oder Ablehnung des beantragten Vorhabens wird in entsprechender Anwendung des Art. 
74 Abs. 4 und 5 BayVwVfG zugestellt, bekannt gemacht bzw. ausgelegt, vgl. § 27 UVPG; 
 

3. folgende Antragsunterlagen einschließlich des UVP-Bericht nach § 16 UVPG vorgelegt wurden: 
 

 Erläuterungsbericht, Geologischer-Hydrogeologischer Bericht mit Ergänzungen, Gutachten zum wasserrechtlichen 
Einreichprojekt mit Plan-Anlagen, Übersichtslagepläne, Projektlageplan, Planzeichnungen, Grundstücks - und 
Bauwerksverzeichnis, Baufreigabe Wegverlegung, Maßnahmenplan mit Revitalisierungs-, Hochwasserschutz-, 
Erschließungs- und Sicherungsmaßnahmen, Detaillagepläne (Herstellungszustand), Baustelleneinrichtungsplan 

 Hydraulische Längenschnitte, Regelprofile (Salzach, Buhnen/Strömungsteiler, Neue Kleine Salzach), Querprofile, 
Überflutungspläne, Differenzenpläne Istzustand – Herstellungszustand, Wassertiefenpläne, 
Fließgeschwindigkeitenpläne 

 Geotechnischer Untersuchungsbericht, Geotechnischer Entwurfsbericht, Ergänzungen zum geotechnischen 
Entwurfsbericht, Hochwasserschutz Weitwörth (aus österr. Genehmigungsverfahren) 

 Gewässerökologischer Bericht, UVP-Bericht, Verträglichkeitsstudie zum FFH-Gebiet „Salzach und unterer Inn“, 
Verträglichkeitsstudie zum Vogelschutzgebiet „Salzach und Inn“, Landschaftspflegerischer Begleitplan mit Bestands- 
und Konfliktlageplänen sowie Maßnahmenplänen, Unterlagen zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung, 
Ergebnisbericht Freilandökologische Kartierungen, Nachweiskarten Amphibien, Avifauna, Äskulapnatter, 
Blindschleiche, Ringelnatter, Biber und Fischotter, Haselmaus, Reptilien, Zauneidechse,, Spanische Flagge/Beifunde, 
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Ergebniskarte Strukturkartierung,  naturschutzfachliche Unterlagen zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung - 
Erläuterungsbericht 

 
4. zum Zeitpunkt des Beginns des Beteiligungsverfahrens folgende entscheidungserheblichen Berichte, Empfehlungen, 

Gutachten bzw. Stellungnahmen vorliegen: 
 

 Feststellungsvermerk des Landratsamt Berchtesgadener Land über die Nichterforderlichkeit einer 
grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung nach Art. 54 bis 56 UVPG 

 Artenschutzrechtliche Ausnahme der Regierung von Oberbayern – höhere Naturschutzbehörde – vom 07.04.2026 für 
die unvermeidbare Verletzung und Tötung von Zauneidechsen sowie den temporären Habitatverlust als vorgezogene 
Vergrämungsmaßnahme im Rahmen der Renaturierungsmaßnahmen an der Salzach im Freilassinger Becken bei Fkm 
52,5 bis 59,6; 

 Wasserrechtlicher Bewilligungsbescheid vom 26.01.2026 über die Renaturierung der Salzach und der Antheringer Au 
des Amtes der Salzburger Landesregierung, Abt. Wasser und Energierecht; 

 Naturschutzrechtlicher Bewilligungsbescheid vom 15.01.2026 über die Renaturierung der Salzach und der Antheringer 
Au sowie Neubau Geh-/Radwegbrücke über die Salzach des Amtes der Salzburger Landesregierung, Abt. 
Naturschutzrecht, Landschaftsplanung und Vertragsnaturschutz (Hinweis: die Errichtung der Geh- und Radwegbrücke 
ist in Bayern nicht Teil der gegenständlichen Planfeststellung). 
 

5. die unter Ziffer 3 und 4 genannten Unterlagen, aus denen sich Art und Umfang des Vorhabens ergeben, vom  
 

15. Mai 2026 bis 15. Juni 2026 
 
a) auf der Internetseite des Landratsamtes Berchtesgadener Land:  

https://www.lra-bgl.de/t/bekanntmachungen-umweltrecht/  
 

b) im UVP-Portal:  
https://www.uvp-verbund.de/ unter dem Suchbegriff „Freilassinger Becken“  
 
oder alternativ unter der URL  
https://www.uvp-verbund.de/trefferanzeige?docuuid=61199850-37de-4289-abd8-a690ddc9a0f8 
 
eingesehen werden können. Auf Verlangen eines Beteiligten kann eine andere Zugangsmöglichkeit zur Verfügung 
gestellt werden. Maßgeblich sind die im Internet ausgelegten Unterlagen; 

 
6. jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, vom 

 
15. Mai 2026 bis 15. Juli 2026 

 
bei der Stadt Laufen, Rathausplatz 1, 83410 Laufen, bei der Gemeinde Saaldorf-Surheim, Moosweg 2, 83416 Saaldorf-
Surheim, bei der Stadt Freilassing, Münchener Straße 15, 83395 Freilassing oder beim Landratsamt Berchtesgadener Land, 
Salzburger Str. 64, 83435 Bad Reichenhall (Zimmer Nr. 214) schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen gegen den Plan 
erheben kann. 
Die Einwendung muss den Namen sowie die vollständige Anschrift des Einwenders, den geltend gemachten Belang und das 
Maß seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. Bei grundstücksbezogenen Einwendungen sollte möglichst die Flurnummer 
und Gemarkung des Grundstücks angegeben werden; 
 

7. anerkannte Vereinigungen gemäß Art. 73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG vom 
 

15. Mai 2026 bis 15. Juli 2026 
 

bei den vorgenannten Stellen schriftlich oder zur Niederschrift Stellungnahmen zu dem Plan abgeben können; 
 

8. keine Eingangsbestätigung der Einwendungen oder Stellungnahmen erfolgt; 
 

9. diese Bekanntmachung neben der Einbeziehung der Öffentlichkeit nach § 18 UVPG auch die Unterrichtung der Öffentlichkeit 
zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens gemäß § 19 Abs. 1 UVPG ist; 
 

10. diese Bekanntmachung auch der Benachrichtigung der Vereinigungen nach Art. 73 Abs. 4 Satz 5 BayVwVfG dient;  
 

11. die Behörde nach Ablauf der Einwendungsfrist einen Erörterungstermin durchführen kann, bei dem die rechtzeitig gegen den 
Plan erhobenen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen nach Art. 73 Abs. 4 Satz 
5 BayVwVfG sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan mit dem Träger des Vorhabens, den Behörden, den 
Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, in einem 
nichtöffentlichen Termin erörtert werden können. Dabei wird auf folgendes hingewiesen: 
 
a) Falls ein Erörterungstermin stattfindet, wird dieser durch das Landratsamt Berchtesgadener Land mindestens eine 

Woche vorher ortsüblich im Amtsblatt und im Internet bekanntgemacht. 
b) Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
c) Der Erörterungstermin kann ersetzt werden durch eine Onlinekonsultation oder – bei Einwilligung der zur Teilnahme 

Berechtigten – durch eine Video- oder Telefonkonferenz (vgl. Art. 27c BayVwVfG). Die Onlinekonsultation wird durch 
das Landratsamt Berchtesgadener Land mindestens eine Woche vorher ortsüblich im Amtsblatt und im Internet 
bekanntgemacht.  

d) Die Behörden, der Träger des Vorhabens und diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben 
haben, werden von dem Erörterungstermin oder der Onlinekonsultation benachrichtigt. Sind außer der Benachrichtigung 
der Behörden und des Trägers des Vorhabens mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese 
Benachrichtigungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden; 

 
12. die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen oder die Stellungnahmen von Vereinigungen durch öffentliche 

Bekanntmachung ersetzt werden kann, wenn mehr als 50 Benachrichtigungen oder Zustellungen vorzunehmen sind; 
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13. im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit in diesem Verfahren die erhobenen Einwendungen und darin mitgeteilten 
personenbezogenen Daten ausschließlich für dieses Verfahren vom Landratsamt Berchtesgadener Land und der jeweiligen 
Gemeinde (s.o.) erhoben, gespeichert und verarbeitet werden. Die persönlichen Daten werden benötigt, um die Betroffenheit 
beurteilen zu können. Sie werden so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen 
für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Die Daten können den beteiligten Fachstellen (Träger öffentlicher Belange), deren 
Aufgabenbereiche berührt sind, an den Vorhabenträger und seine mitarbeitenden Büros zur Auswertung der Stellungnahmen 
weitergegeben werden. Insoweit handelt es sich um eine erforderliche und somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer 
rechtlichen Verpflichtung gern. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 c) DSGVO. 
Auf explizites Verlangen der einwendenden Person werden deren Name und Anschrift vor der Weitergabe seiner 
Einwendung unkenntlich gemacht, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Verfahrens nicht erforderlich sind. 
Weitere Informationen finden Sie unter https://www.lra-bgl.de/datenschutz/  

 
 
Bad Reichenhall, den 5. Mai 2026 
Landratsamt Berchtesgadener Land 
 
Michael Koller, Landrat 
 
 
Bek. Nr. 2 

Landratsamt Berchtesgadener Land 
 

Überschwemmungsgebietsverordnung für das Überschwemmungsgebiet an der Salzach 
von Flusskilometer 41,540 – 59,400 (Gewässer I. Ordnung) 

auf dem Gebiet der Städte Freilassing und Laufen sowie der Gemeinde Saaldorf-Surheim 
im Landkreis Berchtesgadener Land 

 
Das Landratsamt Berchtesgadener Land erlässt auf Grund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Art. 7 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert wurde in 
Verbindung mit § 11 Nr. 4 Delegationsverordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22), die zuletzt durch Verordnung vom 
20. Januar 2026 (GVBI. S. 39) geändert worden ist, Art. 46 Abs.3, Art. 63 und Art. 73 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) 
vom 25. Februar 2010 (GVBl S.66, ber. S.130), das zuletzt durch Gesetz vom 19. Dezember 2025 (GVBl. S. 680) geändert wurde, 
folgende oben bezeichnete Verordnung: 
 

§ 1 
Allgemeines, Zweck 

 
(1) 1In den Städten Freilassing und Laufen sowie in der Gemeinde Saaldorf-Surheim wird das in § 2 näher beschriebene Über-

schwemmungsgebiet festgesetzt (im Folgenden als Überschwemmungsgebiet bezeichnet). 2Das Überschwemmungsgebiet 
betrifft die in § 2 dargestellten Flächen, die bei einem 100-jährlichen Hochwasser überschwemmt oder durchflossen oder die 
für Hochwasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden. 3Für dieses Gebiet werden die folgenden Regelungen 
erlassen. 
 

(2) 1Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden Hochwassergefahr in dem betroffenen 
Bereich. 2Zudem werden Bestimmungen zur Vermeidung von Schäden und zum Schutz vor Hochwassergefahren getroffen. 
 

(3) 1Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsgebiets ist das 100-jährliche Hochwasser (im Folgenden Bemessungs-
hochwasser – HQ100). 2Ein 100-jährliches Hochwasser wird an einem Standort im statistischen Durchschnitt in 100 Jahren 
einmal erreicht oder überschritten. 3Da es sich um einen Mittelwert handelt, kann dieser Abfluss innerhalb von 100 Jahren 
auch mehrfach auftreten.  
 

§ 2 
Umfang des Überschwemmungsgebiets, Kennzeichnung der Hochwasserlinie 

 
(1) 1Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in der im Anhang (Anlage) veröffentlichten Übersichtskarte eingetragen. 

2Maßgeblich für die genaue Grenzziehung sind die Detailkarten im Maßstab 1:2.500. 3Die Karten können im Landratsamt 
Berchtesgadener Land sowie in der Gemeinde Saaldorf-Surheim und den Städten Freilassing und Laufen während der Öff-
nungszeiten eingesehen werden. 4Die genaue Grenze verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze oder, 
wenn die Grenze ein Grundstück schneidet, auf der dem Gewässer näheren Kante der gekennzeichneten Linie. 5Gänzlich 
im Überschwemmungsgebiet liegende Gebäude sowie solchen gleichgestellten Gebäuden, die teilweise im Überschwem-
mungsgebiet liegen, sind in der Detailkarte rosafarben hervorgehoben. 6Die in den Sätzen 1 und 2 genannten Karten sind 
Bestandteil dieser Verordnung. 
 

(2) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Überschwemmungsgebiet gelegenen Grundstücke berühren 
die festgesetzten Grenzen des Überschwemmungsgebiets nicht. 
 

(3) 1Auskunft über die Höhe der HW100-Linie (Wasserstand bei 100-jährlichem Hochwasser) erteilt das WWA TS. 2An öffentlichen 
Gebäuden und an öffentlichen Anlagen soll die HW100-Linie als Anhaltspunkt für die Hochwassergefahr für jede Person gut 
sichtbar gekennzeichnet werden. 
 

§ 3 
Bauleitplanung, Errichten und Erweiterung baulicher Anlagen 

 
(1) Für die Ausweisung neuer Baugebiete sowie die Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bauleitplänen gilt § 78 Abs. 1 

bis 3 WHG. 
 

(2) Für die Errichtung oder Erweiterung von baulichen Anlagen gilt § 78 Abs. 4, 5 und 7 WHG. 
 

(3) Die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen im Bereich eines nach Inkrafttreten dieser Verordnung durch eine Aus-
nahme nach § 78 Abs. 2 WHG neu zugelassenen Baugebiets ist allgemein zulässig, soweit das Vorhaben den Vorgaben 
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des Bebauungsplans entspricht. 2Das Vorhaben ist beim Landratsamt Berchtesgadener Land vor Beginn der Bauausführung 
anzuzeigen. 3Für die der Anzeige beizulegenden Unterlagen gilt § 7 Satz 1 entsprechend. 
 

§ 4 
Sonstige Vorhaben 

 
Für sonstige Vorhaben nach § 78a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG gilt § 78a Abs. 2 WHG. 
 

§ 5  
Heizölverbraucheranlagen 

 
(1) Für die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen gilt § 78c Abs. 1 WHG. 
 
(2) Für bestehende Heizölverbraucheranlagen gilt § 6 Abs. 1 dieser Verordnung. 

 
(3) Für die Prüfpflicht neuer und bestehender Heizölverbraucheranlagen gilt § 6 Abs. 3 dieser Verordnung. 
 

§ 6 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

 
(1) 1Für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gilt § 50 der Verordnung 

über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). 2Wesentliche Änderungen an Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen sind zum Änderungszeitpunkt hochwassersicher auszuführen. 
 

(2) Für die Errichtung und den Betrieb von Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 
13 AwSV gelten die Bestimmungen der Nrn. 8.2 und 8.3 Anlage 7 AwSV. 
 

(3) 1Bei prüfpflichtigen Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Geltungsbereich dieser Verordnung sind       
gemäß § 46 Abs. 3 AwSV die Prüfzeitpunkte und Prüfintervalle nach Maßgabe der Anlage 6 AwSV zu beachten. ²Bestehende 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Geltungsbereich dieser Verordnung, die nach § 46 Abs. 3 i. V. m. 
Anlage 6 AwSV prüfpflichtig sind, bislang aber nicht zumindest einmal von einem Sachverständigen nach AwSV auf ihre 
Hochwassersicherheit geprüft worden sind, sind bis zum 30.11.2026 erstmalig durch einen Sachverständigen nach AwSV 
prüfen zu lassen. 3Ablauf und Durchführung richten sich nach der AwSV. 4Mit dem Abschluss dieser Prüfung beginnt die 
Frist für wiederkehrende Prüfungen dieser Anlagen nach AwSV. 5Weitergehende Regelungen in Einzelfallanordnungen nach 
AwSV oder in behördlichen Zulassungen für die Anlage bleiben unberührt. 
 

§ 7 
Antragstellung 

 
1Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 5 Satz 1 WHG sind für bauliche Anlagen in entsprechender Anwendung der für 
Bauvorlagen geltenden Bestimmungen der Bayerischen Bauordnung die zur Beurteilung erforderlichen und geeigneten Unterla-
gen vorzulegen. 2Vorlagepflichten nach der Verordnung über Pläne und Beilagen in wasserrechtlichen Verfahren (WPBV) vom 
13. März 2000 (GVBl S. 156, BayRS 753-1-6-U; zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. Oktober 2010 GVBl S. 727) bleiben 
unberührt. 

 
§ 8 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Berchtesgadener Land in Kraft.  
Gleichzeitig tritt das mit Bescheid des Landratsamtes Laufen vom 11.07.1961 (Nr. II-645/376) festgesetzte Überschwemmungs-
gebiet der Salzach auf dem Gebiet des Landkreises Berchtesgadener Land außer Kraft. 
 
 
Bad Reichenhall, den 05. Mai 2026 
Landratsamt Berchtesgadener Land 
 
Michael Koller, Landrat 
 
Anlage: 
1. Übersichtskarte (M = 1:50.000) 
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Bek. Nr. 3 

Landratsamt Berchtesgadener Land 
 

Überschwemmungsgebietsverordnung für das Überschwemmungsgebiet am Weißbach 
von Flusskilometer 0,000 bis ca. 5,450 (Gewässer III. Ordnung) 

auf dem Gebiet der Großen Kreisstadt Bad Reichenhall und der Gemeinde Bayerisch Gmain 
im Landkreis Berchtesgadener Land 
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Das Landratsamt Berchtesgadener Land erlässt auf Grund von § 76 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Art. 7 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) geändert wurde in 
Verbindung mit § 11 Nr. 4 Delegationsverordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22), die zuletzt durch Verordnung vom 
20. Januar 2026 (GVBI. S. 39) geändert worden ist, Art. 46 Abs.3, Art. 63 und Art. 73 des Bayerischen Wassergesetzes (BayWG) 
vom 25. Februar 2010 (GVBl S.66, ber. S.130), das zuletzt durch Gesetz vom 19. Dezember 2025 (GVBl. S. 680) geändert wurde, 
folgende oben bezeichnete Verordnung: 
 

§ 1 
Allgemeines, Zweck 

 
(1) 1In der Großen Kreisstadt Bad Reichenhall und der Gemeinde Bayerisch Gmain wird das in § 2 näher beschriebene Über-

schwemmungsgebiet festgesetzt (im Folgenden als Überschwemmungsgebiet bezeichnet). 2Das Überschwemmungsgebiet 
betrifft die in § 2 dargestellten Flächen, die bei einem 100-jährlichen Hochwasser überschwemmt oder durchflossen oder die 
für Hochwasserentlastung oder Rückhaltung beansprucht werden. 3Für dieses Gebiet werden die folgenden Regelungen 
erlassen. 

 
(2) 1Die Festsetzung dient der Darstellung einer konkreten, von Natur aus bestehenden Hochwassergefahr in dem betroffenen 

Bereich. 2Zudem werden Bestimmungen zur Vermeidung von Schäden und zum Schutz vor Hochwassergefahren getroffen. 
 
(3) 1Grundlage für die Ermittlung des Überschwemmungsgebiets ist das 100-jährliche Hochwasser (im Folgenden Bemessungs-

hochwasser – HQ100). 2Ein 100-jährliches Hochwasser wird an einem Standort im statistischen Durchschnitt in 100 Jahren 
einmal erreicht oder überschritten. 3Da es sich um einen Mittelwert handelt, kann dieser Abfluss innerhalb von 100 Jahren 
auch mehrfach auftreten.  
 

§ 2 
Umfang des Überschwemmungsgebiets, Kennzeichnung der Hochwasserlinie 

 
(1) 1Die Grenzen des Überschwemmungsgebiets sind in der im Anhang (Anlage) veröffentlichten Übersichtskarte eingetragen. 

2Maßgeblich für die genaue Grenzziehung sind die Detailkarten im Maßstab 1:2.500. 3Die Karten können im Landratsamt 
Berchtesgadener Land sowie in der Großen Kreisstadt Bad Reichenhall und der Gemeinde Bayerisch Gmain während der 
Öffnungszeiten eingesehen werden. 4Die genaue Grenze verläuft auf der jeweils gekennzeichneten Grundstücksgrenze 
oder, wenn die Grenze ein Grundstück schneidet, auf der dem Gewässer näheren Kante der gekennzeichneten Linie. 5Gänz-
lich im Überschwemmungsgebiet liegende Gebäude sowie solchen gleichgestellten Gebäuden, die teilweise im Über-
schwemmungsgebiet liegen, sind in der Detailkarte rosafarben hervorgehoben. 6Die in den Sätzen 1 und 2 genannten Karten 
sind Bestandteil dieser Verordnung. 
 

(2) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im Überschwemmungsgebiet gelegenen Grundstücke berühren 
die festgesetzten Grenzen des Überschwemmungsgebiets nicht. 
 

(3) 1Auskunft über die Höhe der HW100-Linie (Wasserstand bei 100-jährlichem Hochwasser) erteilt das WWA TS. 2An öffentlichen 
Gebäuden und an öffentlichen Anlagen soll die HW100-Linie als Anhaltspunkt für die Hochwassergefahr für jede Person gut 
sichtbar gekennzeichnet werden. 
 

§ 3 
Bauleitplanung, Errichten und Erweiterung baulicher Anlagen 

 
(1) Für die Ausweisung neuer Baugebiete sowie die Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bauleitplänen gilt § 78 Abs. 1 

bis 3 WHG. 
 

(2) Für die Errichtung oder Erweiterung von baulichen Anlagen gilt § 78 Abs. 4, 5 und 7 WHG. 
 

(3) Die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen im Bereich eines nach Inkrafttreten dieser Verordnung durch eine Aus-
nahme nach § 78 Abs. 2 WHG neu zugelassenen Baugebiets ist allgemein zulässig, soweit das Vorhaben den Vorgaben 
des Bebauungsplans entspricht. 2Das Vorhaben ist beim Landratsamt Berchtesgadener Land vor Beginn der Bauausführung 
anzuzeigen. 3Für die der Anzeige beizulegenden Unterlagen gilt § 7 Satz 1 entsprechend. 
 

§ 4 
Sonstige Vorhaben 

 
Für sonstige Vorhaben nach § 78a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 6 und Nr. 8 WHG gilt § 78a Abs. 2 WHG. 
 

§ 5  
Heizölverbraucheranlagen 

 
(1) Für die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen gilt § 78c Abs. 1 WHG. 
 
(2) Für bestehende Heizölverbraucheranlagen gilt § 6 Abs. 1 dieser Verordnung. 

 
(3) Für die Prüfpflicht neuer und bestehender Heizölverbraucheranlagen gilt § 6 Abs. 3 dieser Verordnung. 
 

§ 6 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

 
(1) 1Für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gilt § 50 der Verordnung 

über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV). 2Wesentliche Änderungen an Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen sind zum Änderungszeitpunkt hochwassersicher auszuführen. 
 

(2) Für die Errichtung und den Betrieb von Jauche-, Gülle- und Silagesickersaftanlagen (JGS-Anlagen) im Sinne des § 2 Abs. 
13 AwSV gelten die Bestimmungen der Nrn. 8.2 und 8.3 Anlage 7 AwSV. 
 

(3) 1Bei prüfpflichtigen Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Geltungsbereich dieser Verordnung sind       
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gemäß § 46 Abs. 3 AwSV die Prüfzeitpunkte und Prüfintervalle nach Maßgabe der Anlage 6 AwSV zu beachten. ²Bestehende 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Geltungsbereich dieser Verordnung, die nach § 46 Abs. 3 i. V. m. 
Anlage 6 AwSV prüfpflichtig sind, bislang aber nicht zumindest einmal von einem Sachverständigen nach AwSV auf ihre 
Hochwassersicherheit geprüft worden sind, sind bis zum 30.11.2026 erstmalig durch einen Sachverständigen nach AwSV 
prüfen zu lassen. 3Ablauf und Durchführung richten sich nach der AwSV. 4Mit dem Abschluss dieser Prüfung beginnt die 
Frist für wiederkehrende Prüfungen dieser Anlagen nach AwSV. 5Weitergehende Regelungen in Einzelfallanordnungen nach 
AwSV oder in behördlichen Zulassungen für die Anlage bleiben unberührt. 
 

§ 7 
Antragstellung 

 
1Mit dem Genehmigungsantrag nach § 78 Abs. 5 Satz 1 WHG sind für bauliche Anlagen in entsprechender Anwendung der für 
Bauvorlagen geltenden Bestimmungen der Bayerischen Bauordnung die zur Beurteilung erforderlichen und geeigneten Unterla-
gen vorzulegen. 2Vorlagepflichten nach der Verordnung über Pläne und Beilagen in wasserrechtlichen Verfahren (WPBV) vom 
13. März 2000 (GVBl S. 156, BayRS 753-1-6-U; zuletzt geändert durch Verordnung vom 20. Oktober 2010 GVBl S. 727) bleiben 
unberührt. 

 
§ 8 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Berchtesgadener Land in Kraft.  
 
 
Bad Reichenhall, den 05. Mai 2026 
Landratsamt Berchtesgadener Land 
 
Michael Koller, Landrat 
 
 
Anlage: 
2. Übersichtskarte (M = 1:20.000) 

 

 
 
 
Bek. Nr. 4 

Stadt Freilassing 
 

Ortsrecht der Stadt Freilassing 
Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts 

Vom 06.05.2026 
 
Die Stadt Freilassing erlässt auf Grund der Art. 20 a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, 23, 32, 33, 34 Abs. 2 und 4, 35 Abs. 1 Satz 2, 40, 
41, 88 und 103 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637), folgende  
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Satzung 
 

§ 1 
§ 1 Zusammensetzung des Stadtrats 

 
Der Stadtrat besteht aus dem berufsmäßigen ersten Bürgermeister und 24 ehrenamtlichen Mitgliedern. 
 

§ 2 Ausschüsse 
 
(1) Der Stadtrat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben folgende Ausschüsse: 
 

a)  den Haupt-, Finanz- und Kulturausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und zehn ehrenamtlichen Stadtratsmitglie-
dern, 

b)  den Bau-, Umwelt- und Energieausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und zehn ehrenamtlichen Stadtratsmit-
gliedern, 

c)  den Werkausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und zehn ehrenamtlichen Stadtratsmitgliedern, 
d)  den Ferienausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und zehn ehrenamtlichen Stadtratsmitgliedern, 
e)  den Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend vier Mitgliedern des Stadtrats. 

 
(2) Den Vorsitz in den in Absatz 1 Buchstaben a) bis d) genannten Ausschüssen führt der erste Bürgermeister, einer seiner 
Stellvertreter oder ein vom ersten Bürgermeister bestimmtes Stadtratsmitglied. Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss 
führt ein vom Stadtrat bestimmtes Ausschussmitglied. 
 
(3) Die Ausschüsse sind vorberatend tätig, soweit die Geschäftsordnung dies vorsieht und der Stadtrat selbst zur Entscheidung 
zuständig ist. Im Übrigen beschließen sie anstelle des Stadtrats (beschließende Ausschüsse). 
 
(4) Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im Einzelnen ergibt sich aus der Geschäftsordnung, soweit es nicht durch gesetzliche 
Bestimmungen festgelegt ist.  

 
§ 3 Tätigkeit der ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder; 

Entschädigung 
 
(1) Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen 
des Stadtrats und seiner Ausschüsse. Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und 
Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden.  
 
(2) Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung ein Sitzungsgeld von je 60 € für die not-
wendige Teilnahme an Sitzungen des Stadtrats oder eines Ausschusses. Fraktionsvorsitzende erhalten zusätzlich eine Pauschale 
von 60 € pro Monat. Das Sitzungsgeld wird auch für Fraktionssprechersitzungen gewährt. Für die Teilnahme an Fraktionssitzun-
gen, die zur Vorbereitung auf die Arbeit des Stadtrates und seiner Ausschüsse notwendig sind, erhält jedes Mitglied einmal pro 
Monat 60 €. 
Stadtratsreferenten erhalten eine monatliche Entschädigung von 60 €.  
 
(3) Stadtratsmitglieder, die Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer sind, haben außerdem Anspruch auf Ersatz des ihnen aufgrund 
der notwendigen Teilnahme an Sitzungen entstandenen nachgewiesenen Verdienstausfalls. Selbständig Tätige erhalten für den 
Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist, eine Pauschalentschädigung von 15,00 € 
für jede volle, vor 17.00 Uhr liegende Sitzungsstunde. Sonstige Stadtratsmitglieder, die keine Ersatzansprüche nach Satz 1 und 
2 haben, denen aber im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen 
versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung 
von 10,00 € je volle Stunde. 
 
(4) Nachgewiesene Kosten für eine notwendige Betreuung von im Haushalt ehrenamtlicher Stadtratsmitglieder lebenden 

a) Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
b) Kindern mit Behinderung, die auf Hilfe angewiesen sind, 
c) Angehörigen im Sinne von Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit festgestelltem Pflegegrad nach § 15 Abs. 1 Satz 1 SGB XI,  

werden bis zu einem Höchstbetrag von 15,00 € für jede volle Sitzungsstunde ersetzt. Für ehrenamtliche Stadtratsmitglieder, 
denen eine Entschädigung nach Absatz 3 Satz 3 zusteht, gilt Satz 1 nur, soweit die erstattungsfähigen Betreuungskosten diese 
Entschädigung übersteigen. 
 
(5) Die Ersatzleistungen nach den Absätzen 3 und 4 werden nur auf Antrag gewährt. 
 
(6) Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten und Tagegelder nach den 
Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes.  
 

§ 4 Weitere ehrenamtlich Tätige; Entschädigung 
 
(1) Für Tätigkeiten im Bereich Kunst und Kultur wird ein städtisches Ehrenamt geschaffen. Die in dieses Ehrenamt berufene 
Person erhält für ihre Tätigkeit als Entschädigung 250 € pro Monat. § 3 Abs. 6 gilt entsprechend. 
 
(2) Für den Kassendienst in der Lokwelt werden städtische Ehrenämter geschaffen. Die in dieses Ehrenamt berufenen Personen 
erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung 70 € pro Tag.  
 
(3) Für Aufsicht im Rahmen der kommunalen Jugendarbeit sowie für Jugendleitertätigkeiten werden städtische Ehrenämter ge-
schaffen. Die in dieses Ehrenamt berufenen Personen erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung 55 € pro Tag.  
 
(4) Für Vor- und Nacharbeit sowie Hilfstätigkeiten im Rahmen der kommunalen Jugendarbeit werden städtische Ehrenämter 
geschaffen. Die in dieses Ehrenamt berufenen Personen erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung 25 € pro Tag. 
 
(5) Für projektbezogene Arbeit im Rahmen der kommunalen Jungendarbeit werden städtische Ehrenämter geschaffen. Die in 
dieses Ehrenamt berufenen Personen erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung 60 € pro Woche.  
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(6) Für Mithilfe in der Stadtbücherei werden städtische Ehrenämter geschaffen. Die in dieses Ehrenamt berufenen Personen 
erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung 12 € pro Tag. 

 
(7) Für Schulweghelfer und Schulbusaufsicht werden städtische Ehrenämter geschaffen. Die in dieses Ehrenamt berufenen 
Personen erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung 10 € pro Einsatz. 
 
(8) Für die Organisation mit Durchführung von Veranstaltungen zur Förderung von Integration bzw. Kultur werden städtische 
Ehrenämter geschaffen. Die in dieses Ehrenamt berufenen Personen erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung 55 € pro Ver-
anstaltung. 
 
(9) Für die Mitglieder der Modellbahngruppe in der Lokwelt werden städtische Ehrenämter geschaffen. Die in dieses Ehrenamt 
berufenen Personen erhalten für ihre Tätigkeiten als Entschädigung 15 € pro Tag, wenn sie an Fahrtagen die Modellbahn bedie-
nen. 
 

§ 5 Verarbeitung von personenbezogenen Daten 
 
Für die Tätigkeit in einem städtischen Ehrenamt ist es erforderlich, dass  
folgende personenbezogene Daten zum Zwecke der ordnungsgemäßen 
Abwicklung erteilt werden: 

a) Vor- und Nachname der ehrenamtlich tätigen Person;  
b) Kontaktdaten der ehrenamtlich tätigen Person (Anschrift, Telefonnummer, Telefaxnummer, E-Mail-Adresse); 

ggf. Kontoverbindungsdaten (zur Auszahlung der Ehrenamtsentschädigung). 
 

§ 6 Erster Bürgermeister 
 
Der erste Bürgermeister ist Beamter auf Zeit.  
 

§ 7 Weitere Bürgermeister 
 
Die weiteren Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sind Ehrenbeamte.  
 

§ 8 In-Kraft-Treten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 01. Mai 2026 in Kraft.  
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts vom 13. Mai 2014, 
veröffentlicht im Amtsblatt des Landratsamts Berchtesgadener Land Nr. 21 vom 20.05.2014 (Bek.-Nr. 5), mit den dazu 
ergangenen Änderungssatzungen außer Kraft.  
 
 
Freilassing, den 06. Mai 2026 
Stadt Freilassing 
 
Markus Hiebl, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 5 

Stadt Freilassing 
 

Ortsrecht der Stadt Freilassing 
Satzung über die Aufhebung der Satzung über den Stadtentwicklungsbeirat der Stadt Freilassing 

(Stadtentwicklungsbeiratssatzung – SEB) 
Vom 06.05.2026 

 
Die Stadt Freilassing erlässt aufgrund von Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. De-
zember 2025 (GVBl. S. 637), folgende 
 

Satzung 
 

§ 1 
Aufhebung 

 
Die Satzung über den Stadtentwicklungsbeirat der Stadt Freilassing (Stadtentwicklungsbeiratssatzung - SEB) vom 27.05.2020, 
veröffentlicht im Amtsblatt des Landratsamts Berchtesgadener Land Nr. 23 vom 02.06.2020, Bek.-Nr. 4, wird ersatzlos aufgeho-
ben. 
 

§ 2 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Freilassing, den 06. Mai 2026 
Stadt Freilassing 
 
Markus Hiebl, Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 6 
Markt Teisendorf 

 
Bekanntmachung über den Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan  

„Knogl West“  
 
Der Bau- und Umweltausschuss hat in seiner Sitzung am 20.04.2026 den o. g. Bebauungsplan als Satzung beschlossen. Die 
Änderung wurde im Regelverfahren durchgeführt.  
 
Mit der Bauleitplanung soll, durch geeignete Festsetzungen, dringend notwendiger Wohnraum sowie Flächen für nicht störende 
gewerbliche Nutzungen geschaffen werden 
 
Der Satzungsbeschluss wird hiermit gem. § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung 
tritt der Bebauungsplan „Knogl West“ in Kraft. 
 
Jedermann kann die Planunterlagen sowie die zusammengefasste Erklärung über die Art und Weise wie die Umweltbelange und 
die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung im o. g. Bebauungsplanverfahren berücksichtigt wurden, im Rathaus 
Teisendorf, Poststraße 14, 83317 Teisendorf, Zimmer 210, während der allgemeinen Öffnungszeiten einsehen und über den 
Inhalt Auskunft erlangen. 
 
Hinweise: 
a) Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln 

der Abwägung sowie der Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
Unbeachtlich werden demnach 
1. Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 

und Formvorschriften 
2. Eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebau-

ungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
3. Nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser Satzung schriftlich gegenüber der Gemeinde, unter Dar-
legung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
b) Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB hingewiesen. Der Entschädigungsberechtigte kann 

die Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 – 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er 
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Ent-
schädigungspflichtigen beantragt. 
Gem. § 44 Abs. 4 BauGB erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 – 42 BauGB eingetretene Vermögens-
nachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten 
sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

 
 
Teisendorf, den 12. Mai 2026 
Markt Teisendorf 
 
Thomas Gasser, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 7 

Gemeinde Ainring 
 

Satzung zur Regelung von Fragen des  
örtlichen Gemeindeverfassungsrechts 

 
Die Gemeinde Ainring erlässt aufgrund von Art. 20 a, 23, 32, 33, 34, 35, 40, 41, 95 und 103 der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern (GO), in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt 
geändert durch § 2 des Gesetzes vom 09. Dezember 2024 (GVBl. S. 573), folgende Satzung: 
 

Satzung zur Regelung von Fragen des  
örtlichen Gemeindeverfassungsrechts 

 
§ 1 

Zusammensetzung des Gemeinderates 
 
Der Gemeinderat besteht aus dem berufsmäßigen Ersten Bürgermeister und zwanzig ehrenamtlichen Mitgliedern. 
 

§ 2 
Ausschüsse 

 
1) Der Gemeinderat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben folgende ständige Ausschüsse: 
 

a) den Verwaltungs- und Finanzausschuss, bestehend aus dem Ersten Bürgermeister als Vorsitzenden und sieben eh-
renamtlichen Gemeinderatsmitgliedern, 

 
b) den Bau- und Umweltausschuss, bestehend aus dem Ersten Bürgermeister als Vorsitzenden und sieben ehrenamtli-
chen Gemeinderatsmitgliedern, 

 
c) den Werkausschuss, bestehend aus dem Ersten Bürgermeister als Vorsitzenden und sechs ehrenamtlichen Gemein-
deratsmitgliedern, 
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d) den Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und vier weiteren Mitgliedern des Gemeindera-
tes, 

 
e) den Ferienausschuss, bestehend aus dem Ersten Bürgermeister als Vorsitzenden und sieben ehrenamtlichen Gemein-
deratsmitgliedern. 

 
2) Die Ausschüsse sind vorberatend tätig, soweit der Gemeinderat selbst zur Entscheidung zuständig ist. Im Übrigen beschlie-

ßen sie anstelle des Gemeinderates (beschließende Ausschüsse). 
 
3) Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im Einzelnen ergibt sich aus der Geschäftsordnung, soweit es nicht durch gesetzliche 

Bestimmungen festgelegt ist. 
 

§ 3 
Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder; Entschädigung 

 
1) Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entschei-

dungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse. Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und 
Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden. 
 

2) Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung ein Sitzungsgeld von je 50,00 € für 
die notwendige Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderates oder eines Ausschusses. Tagen zwei Ausschüsse in der glei-
chen Besetzung am gleichen Tag, so wird jedem Ausschussmitglied nur einmal Sitzungsentschädigung gewährt. Das Sit-
zungsgeld wird auch für die notwendigen Beratungssitzungen der einzelnen Parteien und Wählervereinigungen vor jeder 
Gemeinderatssitzung gewährt. Das Sitzungsgeld wird auch für Fraktionssprechersitzungen gezahlt.  

 
3) Gemeinderatsmitglieder, die Arbeiter oder Angestellte sind, haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen 

Verdienstausfalls (Art. 20a Abs. 2 Nummer 1 GO). 
 

4) Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten und Tagegelder nach Sätzen der 
Stufe B des Bayerischen Reisekostengesetzes. 
 

5) Referenten erhalten für Ihre Tätigkeit eine monatliche pauschale Aufwandsentschädigung i.H.v. 40,- €. 
 

§ 4 
Erster Bürgermeister 

 
Der Erste Bürgermeister ist Beamter auf Zeit. 
 

§ 5 
Zweiter Bürgermeister 

 
Der Zweite Bürgermeister ist Ehrenbeamter. 
 

§ 6 
Dritter Bürgermeister 

 
Der Dritte Bürgermeister ist Ehrenbeamter. 
 

§ 7 
Weitere Stellvertreter der Bürgermeister; 

Entschädigung 
 
Im Falle der Verhinderung des zweiten und dritten Bürgermeisters wird der erste Bürgermeister durch den nächstfolgenden nicht 
verhinderten weiteren Stellvertreter vertreten (Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO, §16 der Geschäftsordnung). 
Der weitere Vertreter des ersten Bürgermeisters erhält neben seiner Entschädigung als Gemeinderatsmitglied für jeden Tag an 
dem er den ersten Bürgermeister vertritt, eine zusätzliche Entschädigung von 50,00 €.  
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am 01.05.2026 in Kraft und ersetzt die Satzung vom 12.05.2020. 
 
 
Ainring, den 05. Mai 2026 
Gemeinde Ainring 
 
Martin Öttl, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 8 

Gemeinde Bayerisch Gmain 
 

Haushaltssatzung der Gemeinde Bayerisch Gmain  
Landkreis Berchtesgadener Land für das Haushaltsjahr 2026 

 
Auf Grund der Art. 63 ff. der Gemeindeordnung erlässt die Gemeinde Bayerisch Gmain folgende Haushaltssatzung: 
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I. 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
1. im Ergebnishaushalt mit 
 

dem Gesamtbetrag der Erträge von 9.030.520 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen von 10.236.630 € 
und dem Saldo (Jahresergebnis) von -1.206.110 € 
 

2. im Finanzhaushalt 
 

a) aus laufender Verwaltungstätigkeit mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 8.394.770 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 9.115.450 € 
und einem Saldo von -720.680 € 
 

b) aus Investitionstätigkeit mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 5.033.810 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 6.076.220 € 
und einem Saldo von -1.042.410 € 
 

c) aus Finanzierungstätigkeit mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von 3.750.000 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von 38.212 € 
und einem Saldo von 3.711.788 € 
 

d) und dem Saldo des Finanzhaushalts von 1.948.698 €  
 

ab. 
 

§ 2 
 

1. Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 3.750.000 € fest-
gesetzt. 

 
2. Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen der Gemeindewerke sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 

1. Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen der 
Gemeinde in künftigen Jahren werden auf 6.810.000 € festgesetzt. 

2. Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen der 
Gemeindewerke in künftigen Jahren werden nicht festgesetzt. 

 
§ 4 

 
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern wurden in der Hebesatzsatzung vom 16.10.2024 wie folgt 
festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 415 v. H. 
b) für die Grundstücke (B) 415 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer 350 v. H. 
 

§ 5 
 

1. Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen nach dem 
Haushaltsplan wird festgesetzt auf:  500.000 € 

 
2. Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen nach dem Wirt-

schaftsplan der Gemeindewerke wird festgesetzt auf:  250.000 € 
 
 

§ 6 
 

Weitere Vorschriften, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben und den Stellenplan beziehen, werden nicht aufgenommen. 
 

§ 7 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 in Kraft. 
 
 
Bayerisch Gmain, den 04. Mai 2026 
Gemeinde Bayerisch Gmain 
 
Armin Wierer, Erster Bürgermeister 
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II. 
 
Die Haushaltssatzung mit samt ihren Anlagen liegt ab dem Tag der Veröffentlichung der Haushaltssatzung bis zur nächsten amtlichen 
Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Rathaus der Gemeinde Bayerisch Gmain öffentlich während der allgemeinen Dienststunden 
zur Einsicht aus (Art. 65 Abs. 3 GO). 
 
 
Bek. Nr. 9 

Gemeinde Bayerisch Gmain 
 

Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 35  
„Erweiterung Hotel Sonnenhof“ mit Vorhaben- und Erschließungsplan 

ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses  
gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB); - In-Kraft-Treten- 

 
Der Gemeinderat hat den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 35 „Erweiterung Hotel Sonnenhof“ mit integriertem Grünord-
nungsplan, Begründung und dem Vorhabens- und Erschließungsplan in seiner öffentlichen Sitzung am 14.04.2026 als Satzung 
beschlossen. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans betrifft die Flurnummern 141/5 und 142/7 der Gemarkung Bayerisch 
Gmain. Der Geltungsbereich liegt im Nord - Westen des Gemeindegebiets und wird von Osten und von Westen von einem Allge-
meinen Wohngebiet und von Süden durch die Ortsstraße Sonnenstraße und im Norden durch Ortsstraße Langefeldstraße be-
grenzt. Maßgebend ist der Lageplan des vorhabenbezogenen Bebauungsplans in der Fassung vom 26.01.2026. Der Planbereich 
ist im folgenden Kartenbereich dargestellt: 
 
 

 
 
 
Der Satzungsbeschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung 
tritt der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 35 in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB) 
Jedermann kann den Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan, bestehend aus der Planzeichnung, Begründung ein-
schl. Umweltbericht und dem Vorhabens- und Erschließungsplan in der Fassung vom 26.01.2026, sowie die zusammenfassende 
Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan berücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den 
geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, während der allgemeinen Öffnungszei-
ten (Montag bis Freitag in der Zeit von 8:00 Uhr bis 12:00 Uhr, zusätzlich Dienstag von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr) im Rathaus der 
Gemeinde Bayerisch Gmain, Berchtesgadener Straße 77, Zimmer Nr. OG.09 einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der 
Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
Unbeachtlich werden demnach 
 

1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschten, 

2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans, 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und 
4. nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler,  

 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde Bayerisch 
Gmain geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Au-
ßerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Entschädi-
gungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
 
Bayerisch Gmain, den 06. Mai 2026 
Gemeinde Bayerisch Gmain 
 
Armin Wierer, Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 10 
Gemeinde Bischofswiesen 

 
Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindeverfassungsrechts (Hauptsatzung) 

 
Die Gemeinde Bischofswiesen erlässt aufgrund der Art.20 a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, 23, 32, 33, 34 Abs. 2 und 4, 35 Abs. 1 Satz 
2, 40, 41, 88 und 103 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 
1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637), 
folgende  
 

Satzung: 
 

§ 1 
Zusammensetzung des Gemeinderats 

 
Der Gemeinderat besteht aus dem ersten Bürgermeister (§ 4) und 20 ehrenamtlichen Mitgliedern. 
 

§ 2 
Ausschüsse 

 
(1) Der Gemeinderat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben folgende ständige Ausschüsse: 
 

a) den Haupt- und Finanzausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und acht ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglie-
dern, 

b) den Bau- und Umweltausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und acht ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern, 
c) den Ferienausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und sechs ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern, 
d) den Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus drei Mitgliedern des Gemeinderats.  

 
(2) 1Den Vorsitz in den in Absatz 1 Buchst. a bis c genannten Ausschüssen führt der erste Bürgermeister, einer seiner Stellver-
treter oder ein vom ersten Bürgermeister bestimmtes Gemeinderatsmitglied. 2Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsausschuss führt 
ein vom Gemeinderat bestimmtes Ausschussmitglied. 
 
(3) 1Die Ausschüsse sind vorberatend tätig, soweit die Geschäftsordnung dies vorsieht und der Gemeinderat selbst zur Entschei-
dung zuständig ist. 2Im Übrigen beschließen sie anstelle des Gemeinderats (beschließende Ausschüsse).  
 
(4) Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im Einzelnen ergibt sich aus der Geschäftsordnung, soweit es nicht durch gesetzliche 
Bestimmungen festgelegt ist.  
 

§ 3 
Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder; Entschädigung 

 
(1) 1Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entschei-
dungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse. 2Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Über-
wachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden.  
 
(2) Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld von je 30,00 € für die notwendige 
Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder eines Ausschusses.  
 
(3) 1Gemeinderatsmitglieder, die Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer sind, haben außerdem Anspruch auf Ersatz des ihnen 
aufgrund der notwendigen Teilnahme an Sitzungen entstandenen nachgewiesenen Verdienstausfalls. 2Selbstständig Tätige er-
halten eine Pauschalentschädigung von 5,00 € je volle Stunde für den Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis ihrer beruflichen 
Tätigkeit entstanden ist. 3Sonstige Gemeinderatsmitglieder, denen im beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, 
der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden 
kann, erhalten eine Pauschalentschädigung von 5,00 € je volle Stunde. 4Nachgewiesene Kosten für eine notwendige Betreuung 
von im Haushalt der ehrenamtlich tätigen Gemeinderatsmitgliedern lebenden 
 

a) Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
b) Kindern mit Behinderung, die auf Hilfe angewiesen sind, oder 
c) Angehörige im Sinne von Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit festgestelltem Pflegegrad nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Elftes Buch 

Sozialgesetzbuch (SGB XI) 
 
werden bis zu einem Höchstbetrag von 5,00 € für jede volle Stunde der Sitzungsdauer ersetzt; für Personen, denen eine Ent-
schädigung nach Satz 3 zusteht, gilt dies nur, soweit die erstattungsfähigen Betreuungskosten diese Entschädigung übersteigen. 
5Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag gewährt. 
 
(4) Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten und Tagegelder nach den Bestim-
mungen des Bayerischen Reisekostengesetzes.  
 
(5) Die ehrenamtlichen Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses erhalten pro angefangenen Prüfungstag eine Entschädi-
gung von 80,00 €. 
 
(6) Die ehrenamtlichen Fraktionssprecher, ehrenamtliche Sprecher von Gruppen ohne Fraktionsstatus, die Referenten und Be-
auftragten erhalten eine pauschale Aufwandsentschädigung von 50,00 € monatlich. 
 

§ 4 
Erster Bürgermeister 

 
Der erste Bürgermeister ist Beamter auf Zeit. 

§ 5 
Weitere Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
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Der zweite und dritte Bürgermeister ist jeweils Ehrenbeamter. 
 

§ 6 
Inkrafttreten 

 
1Diese Satzung tritt am 01.05.2026 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindever-
fassungsrechts vom 13.05.2020 außer Kraft. 
 
 
Bischofswiesen, den 06. Juni 2026 
Gemeinde Bischofsweisen 
 
Wolfgang Fegg, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 11 

Gemeinde Piding  
 

Vollzug des Baugesetzbuchs (BauGB) 
3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 29 „Gewerbegebiet Reichenhaller Straße“  

im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB; 
Bekanntmachung der erneuten, verkürzten öffentlichen Auslegung nach § 4a Abs. 3 BauGB 

 
Der Bau- und Umweltausschuss hat in der Sitzung vom 04.06.2025 beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 29 „Gewerbegebiet 
Reichenhaller Straße“ zu ändern.  
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung mit Stand vom 04.06.2025 sowie die Begründung lag in der Zeit vom 12.11 – 
11.12.2025 öffentlich aus. Zeitgleich wurden die Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. a BauGB um Stellung-
nahme gebeten. 
Der Bauausschuss hat in der Sitzung vom 04.03.2026 die eingegangenen Stellungnahmen behandelt. Im Rahmen der öffentli-
chen Auslegung und Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange im oben genannten Zeitraum sind Stellungnahmen 
eingegangen. Die Umsetzung bzw. Berücksichtigung von Teilen dieser Stellungnahmen erfordern eine erneute Auslegung. 
Daher wurde vom Bauausschuss in der Sitzung vom 04.03.2026 die erneute öffentliche Auslegung des Planentwurfs mit Satzung 
und Begründung mit Stand 04.03.2026 nach Maßgabe des § 4a Abs. 3 i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich umfasst die Fl. Nrn. 822 und 822/6 und ist im folgenden Lageplan markiert: 
 

 
 
Die Bebauungsplanänderung wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeführt.  
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Mit der Änderung des Bebauungsplanes wird lediglich die Nutzungsart von derzeit Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) in „Sondergebiet 
Einzelhandel“ (§ 11 BauNVO) geändert, um eine Anpassung der tatsächlichen Nutzung des Bestandes als Einzelhandelsprojekt 
zu ermöglichen. 
 
Der Entwurf zur des Planteils mit Satzung und Begründung zur 3. Änderung des Bebauungsplans in der Fassung vom 04.03.2026 
werden vom  
 

Dienstag, den 12. Mai 2026 bis einschließlich Dienstag, den 09. Juni 2026 
 

im Internet auf der Homepage der Gemeinde Piding unter https://www.gemeinde-piding.de/startseite/bauleitplanung veröffent-
licht.  
Gegenstand der Öffentlichkeitsbeteiligung sind die eingearbeiteten Änderungen in § 6 der textlichen Festsetzungen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen nur zu den Änderungen in § 6 der textlichen Festsetzungen abgegeben werden 
können. Bisher abgegebene Stellungnahmen behalten ihre Gültigkeit und müssen nicht erneut eingereicht werden. 
 
Hinweis: 
 
Zusätzlich liegen die Unterlagen gleichen oben genannten Zeitraum im Rathaus der Gemeinde Piding, Thomastrr. 2, Zimmer Nr. 
1 während der allgemeinen Dienststunden (Montag bis Freitag in der Zeit von 08:00 bis 12:00 Uhr und zusätzlich Mittwoch von 
15:00 bis 17:00 Uhr) öffentlich zur Einsicht aus. Dabei wird Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung gegeben. 
Stellungnahmen können zu § 6 der textlichen Festsetzungen während dieser Frist elektronisch an bauamt@piding.de abgegeben 
werden, können aber auch in Textform an Bauamt Gemeinde Piding, Thomastraße 2, 83451 Piding oder während der Dienst-
stunden zur Niederschrift im Rathaus abgegeben werden. 
 
Nicht fristgerecht abgegebenen Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die 3. Änderung des Bebauungsplans 
unberücksichtigt bleiben, wenn die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit der Änderung des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist.  
 
Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist auch auf der Internetseite der Gemeinde Piding unter                                                      
https://www.gemeinde-piding.de/startseite/bauleitplanung veröffentlicht. 
 

Datenschutz: 

 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe der DSGVO i. V. m. § 3 BauGB 
und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Er-
gebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche Informationspflichten im 
Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls öffentlich ausliegt. 
 
 
Piding, den 05. Mai 2026 
Gemeinde Piding 
 
Christian Wagner, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 12 

Gemeinde Piding 
 

Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen 
Gemeindeverfassungsrechts 

 
Die Gemeinde Piding erlässt aufgrund der Art. 20a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, 23, 32, 33, 34 Abs. 2 und 4, 35 Abs. 1 Satz 2, 40, 
41, 88 und 103 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637), folgende 
Satzung: 
 

§ 1 
Zusammensetzung des Gemeinderats 

 
Der Gemeinderat besteht aus dem berufsmäßigen ersten Bürgermeister (§ 4) und 20 ehrenamtlichen Mitgliedern. 
 

§ 2 
Ausschüsse 

 
(1) Der Gemeinderat bestellt zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben folgende ständige Ausschüsse: 
 

e) den Haupt- und Finanzausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und 8 
f) ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern,  
g) den Bau- und Umweltausschuss, bestehend aus dem Vorsitzenden und 8 
h) ehrenamtlichen Gemeinderatsmitgliedern, 
i) den Rechnungsprüfungsausschuss, bestehend aus 3 Mitgliedern des Gemeinderats.  

 
(2)  1Den Vorsitz in den in Absatz 1 Buchst. a) und b) genannten Ausschüssen führt der erste Bürgermeister, einer seiner Stell-

vertreter oder ein vom ersten Bürgermeister bestimmtes Gemeinderatsmitglied. 2Den Vorsitz im Rechnungsprüfungsaus-
schuss führt ein vom Gemeinderat bestimmtes Ausschussmitglied. 

 
(3)  1Die Ausschüsse sind vorberatend tätig, soweit die Geschäftsordnung dies vorsieht und der Gemeinderat selbst zur Entschei-

dung zuständig ist. 2Im übrigen beschließen sie anstelle des Gemeinderats (beschließende Ausschüsse).  
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(4) Das Aufgabengebiet der Ausschüsse im Einzelnen ergibt sich aus der Geschäftsordnung, soweit es nicht durch gesetzlich 
Bestimmungen festgelegt ist.  

 
§ 3 

Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder; 
Entschädigung 

 
(1) 1Die Tätigkeit der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Ent-

scheidungen des Gemeinderats und seiner Ausschüsse. 2Außerdem können einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- 
und Überwachungsbefugnisse nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden.  

 
(2)  1Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit als Entschädigung ein Sitzungsgeld von je  50,-- € 

für die notwendige Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats, eines Ausschusses oder eines Verbandes. 2Fraktionsvorsit-
zende erhalten für die Teilnahme an Vorbesprechungen für Gemeinderats- oder Ausschusssitzungen zusätzlich 25,-- € pro 
Vorbesprechung. 

(3)  1Gemeinderatsmitglieder, die Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer sind, haben außerdem Anspruch auf Ersatz des ihnen 
aufgrund der notwendigen Teilnahme an Sitzungen entstandenen nachgewiesenen Verdienstausfalls. 2Selbstständig Tätige 
erhalten eine Pauschalentschädigung von 15,-- € je volle Stunde für den Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis ihrer 
beruflichen Tätigkeit entstanden ist. 3Sonstige Gemeinderatsmitglieder, denen im beruflichen oder häuslichen Bereich ein 
Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft 
ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung von 15,-- € je volle Stunde. 4Nachgewiesene Kosten für 
eine notwendige Betreuung von im Haushalt der ehrenamtlich tätigen Gemeinderatsmitgliedern lebenden 

 
a) Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
b) Kindern mit Behinderung, die auf Hilfe angewiesen sind, oder 
c) Angehörige im Sinne von Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit festgestelltem Pflegegrad nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Elftes Buch 

Sozialgesetzbuch (SGB XI) 
 

werden bis zu einem Höchstbetrag von 15,-- € für jede volle Stunde der Sitzungsdauer ersetzt; für Personen, denen eine 
Entschädigung nach Satz 3 zusteht, gilt dies nur, soweit die erstattungsfähigen Betreuungskosten diese Entschädigung 
übersteigen. 5Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf Antrag gewährt. 

 
(4) 1Gemeinderatsmitglieder, denen bestimmte Aufgabengebiete (Referate) zur Bearbeitung zugewiesen worden sind, erhalten 

für ihre Tätigkeit als Referent/in eine monatliche Pauschale in Höhe von 50,-- € als Aufwandsentschädigung. 2Kosten für die 
Teilnahme an Schulungen oder Seminaren werden in voller Höhe erstattet, sofern die Teilnahme durch den 1. Bürgermeister 
genehmigt wurde. 

 
(5)  Die ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder erhalten für auswärtige Tätigkeit Reisekosten und Tagegelder nach den Besti-

mungen des Bayerischen Reisekostengesetzes. 
 

§ 4 
Erster Bürgermeister 

 
Der erste Bürgermeister ist Beamter auf Zeit.  
 

§ 5 
Weitere Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 

 
Die weiteren Bürgermeisterinnen und Bürgermeister sind Ehrenbeamte. 

 
§ 6 

Inkrafttreten 
 
1Diese Satzung tritt am 01.05.2026 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen des örtlichen Gemeindever-
fassungsrechts vom 06.05.2020 außer Kraft.  
 
 
Piding, den 7. Mai 2026 
Gemeinde Piding 
 
Christian Wagner, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 13 

Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
 

Benutzungsordnung für den Kindergarten der Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
(Kindergarten-Benutzungsordnung – KiGBO)  

vom 21. August 2001 (i.d. geänderten Fassung vom 01.05.2026) 
 

Abschnitt I 
Allgemeines 

 
§ 1 

Gegenstand der Benutzungsordnung, Öffentliche Einrichtung 
 

(1)  Zum Zweck der Erziehung und Bildung der Kinder bis zum Ausscheiden aus der Grundschule betreibt die Gemeinde einen 
Kindergarten als öffentliche Einrichtung auf privatrechtlicher Grundlage. Der Kindergarten nimmt die in Art. 7 des Bayerischen 
Kindergartengesetzes (BayKiG) näher bezeichneten Aufgaben wahr.  
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(2)  Der Besuch des Kindergartens ist freiwillig. 
§ 2 

Personal 
 

(1)  Die Gemeinde stellt im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen das für den Betrieb ihres Kindergartens notwendige Per-
sonal ein.  

 
(2) Die Erziehung der Kinder muss durch geeignetes und ausreichendes pädagogisches Fach- und Hilfspersonal gesichert sein.  
 
(3)  Für den inneren Betrieb (Führung und Leitung) des Kindergartens ist dessen Leiterin verantwortlich.  

 
§ 3 

Elternbeirat 
 

(1)  Für den Kindergarten ist ein Elternbeirat zu bilden. 
 
(2)  Zusammensetzung und Aufgaben des Kindergartenbeirats ergeben sich aus Art. 11 und 12 BayKiG. 

 
§ 4 

Kindergartenjahr 
 

Das Kindergartenjahr beginnt am 1. September und endet am 31. August des folgenden Kalenderjahres. 
 

§ 5 
Öffnungszeiten, Ferien, Buchungszeiten 

 
(1)  Im Kindergarten werden vom Montag bis Freitag folgende Buchungszeiten angeboten: 

 
a) 4-5 Stunden, täglich von 7.00 bis 12.00 Uhr 

 
b) 5-6 Stunden, täglich von 7.00 Uhr bis 13.00 Uhr  

 
c) 6-7 Stunden, entweder: 
- täglich von 7.00 bis 14.00 Uhr oder 
- dreimal von 7.00 bis 12.00 Uhr und zweimal von 7.00 bis 16.00 Uhr 

 
d) 7-8 Stunden, entweder: 
- Montag bis Freitag von 7.00 bis 15.00 Uhr oder 
- dreimal von 7.00 bis 14.00 Uhr und zweimal von 7.00 bis 16.00 Uhr 
 
e) 8-9 Stunden, Montag bis Freitag von 7.00 bis 16.00 Uhr  

 
Im Rahmen der Mittagsbetreuung für Schulkinder der Klassen 1 – 4 (vorbehaltlich freier Kapazitäten) wird angeboten: 
 
i.) Betreuungszeit 1 Klasse 1-4, Montag bis Freitag ab 7.00 Uhr bis 16.00 Uhr 

  
j.)  Betreuungszeit 2 Klasse 1-4, Montag bis Freitag ab 7.00 Uhr bis 15.00 Uhr, oder 
      dreimal ab 7.00 Uhr bis 14 Uhr und zweimal ab 7.00 bis 16.00 Uhr 
 
k.)  Betreuungszeit 3 Klasse 1 und 2, täglich ab 7.00 bis 14.00 Uhr 
 
l.)  Betreuungszeit 4 Klasse 3 und 4, täglich ab 7.00 bis 14.00 Uhr 

 
Für die Betreuung der Schulkinder im Kindergarten werden 12 Monate abgerechnet, inbegriffen ist hier auch eine Betreuung 
innerhalb der Ferienzeiten, ausgenommen sind die Schließzeiten des Kindergartens.  

 
(2)  Um den Anforderungen des neuen Erziehungs- und Bildungsplanes gerecht zu werden, wird eine Kernzeit von 8.00 bis 12.00 

Uhr festgelegt. Während dieser Zeit sollen alle Kinder die Einrichtung besuchen.  
 
(3)  Der Kindergarten bleibt geschlossen 
 

 an gesetzlichen Feiertagen,  
 am Rosenmontag und am Faschingsdienstag 
 während der Weihnachtsferien der Grundschulen 
 Ostern: Gründonnerstag und der Dienstag nach Ostern, 
 in der Woche im Anschluss an den Pfingstmontag, sowie 
 im August für ca. 1 Woche zzgl. 2 Wochen Notdienst (siehe aktuellen Aushang im Kindergarten)  

 
Darüber hinaus kann der Kindergarten geschlossen werden an Fortbildungstagen für das pädagogische Fachpersonal. 

 
Abschnitt II 

Besuch des Kindergartens 
 

§ 6 
Aufnahme 

 
(1)  In den Kindergarten werden nur Kinder aufgenommen, für die ein ärztliches Zeugnis nach § 7 vorgelegt wird und nach 

Einsicht des Impfausweises.  
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(2)  Die Aufnahme in den Kindergarten erfolgt nach Maßgabe der verfügbaren Plätze die in der vom Amt für Jugend, Familie und 
Soziales des Landratsamtes Berchtesgadener Land im Rahmen der Betriebserlaubnis festgelegt sind. Sind nicht genügend 
Plätze vorhanden, so wird eine Auswahl nachfolgenden Dringlichkeitsstufen getroffen: 

 
a)  Kinder, die in der Gemeinde wohnen, 
b)  Kinder, deren Mutter oder Vater alleinerziehend (ohne Lebenspartner) und berufstätig ist, 
c)  Kinder, deren Familie sich in einer besonderen Notlage befindet.  
 

(3)  Kommt ein Kind nicht zum angemeldeten Termin und wird es nicht schriftlich entschuldigt, wird der Platz im nächsten Monat 
anderweitig vergeben. 

 
(4)  Die Aufnahme erfolgt im September und nur in Notfällen während des laufenden Kindergartenjahres. Änderungen der Bu-

chungszeit sind ebenfalls nur in Notfällen während des Kindergartenjahres möglich. 
 

§ 7 
Gesundheitsnachweis 

 
Spätestens bei der Aufnahme ist durch ärztliches Zeugnis nachzuweisen, dass das Kind frei von ansteckenden Krankheiten ist 
und ärztliche Bedenken gegen den Besuch des Kindergartens nicht bestehen. Dieses Attest darf nicht älter als 4 Wochen sein.  
 

§ 8 
Anmeldung 

 
(1)  Die Aufnahme in den Kindergarten setzt die Anmeldung durch die Personensorgeberechtigten voraus.  
 
(2)  Der Einschreibungsstichtag wird jeweils ortsüblich bekannt gemacht. Die Kinder sind bei der Leitung des Kindergartens 

während der jeweils bekanntzugebenden Zeiten anzumelden.  
  
(3)  Bei der Anmeldung sind Auskünfte zur Person des aufzunehmenden Kindes und der Personensorgeberechtigten zu geben.  
 
Gemäß Art. 26 b Abs. 1 BayKiBiG kann mit einer Geldbuße von bis zu fünfhundert Euro belegt werden, wer entgegen Art. 26 a 
Abs.1 BayKiBiG vorsätzlich oder fahrlässig eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt. Dies 
gilt auch, sofern die erforderlichen Daten, z. B. bei Umzug oder Änderung der Bankverbindung nicht rechtzeitig mitgeteilt werden. 
 
(4)  Die Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden erhebt, verarbeitet und speichert Daten unter Berücksichtigung der Datenschutz-

grundverordnung (DSGVO). 
 Die Daten werden nach der Erhebung bei der Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden so lange gespeichert, wie dies unter 

Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die jeweilige Aufgabenerfüllung erforderlich ist; mindestens jedoch 
fünf Jahre. 

  
§ 9 

Mitarbeit der Personensorgeberechtigten, Kindergartenbesuch, Sprechzeiten und Elternabende 
 

(1)  Eine auf Vertrauen bauende, liebevolle Beziehung zwischen Kind und Erzieherinnen und Erziehern ist Grundlage für jede 
kindliche Aktivität und Kreativität somit trägt dies zur Stärkung seiner Entwicklung bei.  
Dabei spielt die Erziehungspartnerschaft von Eltern, Erzieherinnen und Erziehern eine entscheidende Rolle. Wenn die Be-
ziehung voll Vertrauen und Achtung ist, kann sich das Kind wohlfühlen und wird aktiv. 

 
Unser Team bietet Familien in diesem Sinne eine individuell vorbereitete und begleitete Eingewöhnungsphase, regelmäßig statt-
findende Entwicklungsgespräche, Elternabende und -fortbildungen an. Darüber hinaus sind für uns auch Tür- und Angelgesprä-
che, gemeinsame Arbeitseinsätze, Ausflüge und gemeinschaftliche Feste wesentliche Bestandteile einer gelebten Erziehungs-
partnerschaft. 
 
(2)  Sprechstunden finden mindestens einmal monatlich, Elternabende mindestens zweimal jährlich statt. Die Termine werden in 

ortsüblicher Weise bekannt gegeben. Unbeschadet hiervon können Sprechzeiten schriftlich oder mündlich vereinbart wer-
den.  

 
(3)  Die Personensorgeberechtigten sind verpflichtet, für den regelmäßigen Kindergartenbesuch der angemeldeten Kinder zu 

sorgen. Die Kinder sind stets in reinlichem Zustand (gewaschen, gekämmt und ordentlich gekleidet) in den Kindergarten zu 
bringen.  

 
(4)  Beim Fernbleiben von Kindern ist der Kindergartenleitung der Grund hierfür spätestens am dritten Tage bekannt zu geben.  

 
(5)  Das Betreten der Gruppenräume des Kindergartens ist Personensorgeberechtigten nur mit Genehmigung der Gruppenlei-

tung gestattet.  
§ 10 

Betreuung auf dem Weg 
 

Die Personensorgeberechtigten haben für die Betreuung der Kinder auf dem Weg zum und vom Kindergarten zu sorgen. Sie 
haben schriftlich zu erklären, ob ihr Kind alleine nach Hause gehen darf. Solange eine solche Erklärung nicht vorliegt, muss das 
Kind jeweils vor Ende der Öffnungszeit persönlich abgeholt werden.  
 

§ 11 
Unfallversicherungsschutz 

 
Für die Besucher des Kindergartens besteht gesetzlicher Unfallversicherungsschutz. Das durch den Aufnahmebescheid begrün-
dete Betreuungsverhältnis schließt eine Vorbereitungs- und Eingewöhnungsphase (Schnupperphase) des Kindes mit ein. Danach 
sind die Kinder ab dem direkten Weg zum und vom Kindergarten, während des Aufenthalts im Kindergarten und während Veran-
staltungen des Kindergartens versichert. Die Personensorgeberechtigten haben Unfälle auf dem Weg unverzüglich zu melden.  
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Abschnitt III 
Abmeldung und Ausschluss vom Kindergartenbesuch 

 
§ 12 

Kündigung durch Personensorgeberechtigte 
 

(1)  Die Kündigung durch Personensorgeberechtigte ist jeweils zum Ende eines Kindergartenvierteljahres (30.11., 28.02./29.02., 
31.05., 31.08.) unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zulässig.  

 
(2)  Die Kündigung bedarf der Schriftform; sie ist an die Kindergartenleitung zu richten.  
 

§ 13 
Kündigung durch den Träger 

 
(1)  Ein Kind kann vom weiteren Besuch des Kindergartens ausgeschlossen werden, wenn  
 

a)  es innerhalb von drei Monaten insgesamt über 2 Wochen unentschuldigt gefehlt hat, 
b)  die Personensorgeberechtigten nachhaltig gegen die Benutzungsordnung für den Kindergarten verstoßen (z. B. wenn 

ein Kind trotz wiederholter Mahnungen in unsauberem Zustand erscheint),  
c)  erkennbar ist, dass die Personensorgeberechtigten an einem regelmäßigen Besuch des Kindes nicht interessiert sind, 
d)  die Personensorgeberechtigten ihren Zahlungsverpflichtungen trotz Mahnung innerhalb der Mahnfrist nicht nachgekom-

men sind.  
 
(2)  Vor dem Ausschluss eines Kindes vom weiteren Kindergartenbesuch sind die Personensorgeberechtigten zu hören.  
 

§ 14 
Krankheit, Anzeige 

 
(1)  Kinder, die erkrankt sind, dürfen den Kindergarten während der Dauer der Erkrankung nicht besuchen. 
 
(2)  Erkrankungen sind der Leitung des Kindergartens unverzüglich unter Angabe des Krankheitsgrundes mitzuteilen; die vo-

raussichtliche Dauer der Erkrankung soll angegeben werden. 
 
(3)  Bei einer ansteckenden Krankheit kann verlangt werden, dass die Gesundung durch Bescheinigung des behandelnden Arz-

tes oder des Gesundheitsamts nachgewiesen wird. Dies gilt entsprechend, wenn ein Mitglied der Wohngemeinschaft des 
Kindes an einer ansteckenden Krankheit leidet. 

 
(4)  Leidet ein Kind an einer ansteckenden Krankheit nach § 34 IfSG, ist die Einrichtungs-leitung von der Art der Erkrankung 

sofort nach ärztlicher Feststellung zu unterrichten. Gleiches gilt, wenn Personen in deren Wohngemeinschaft an einer an-
steckenden, übertragbaren Krankheit leiden. In diesem Falle ist auch ein noch gesundes Kind vom Besuch der Kindertages-
einrichtung ausgeschlossen. Die Einrichtungsleitung kann die Wiederzulassung des Kindes zum Besuch von der vorherigen 
Vorlage eines ärztlichen Attests abhängig machen. 

 
(5)  Personen, die an einer ansteckenden Krankheit nach § 34 IfSG leiden, dürfen die Kindertageseinrichtung nicht betreten. 
 

Abschnitt IV 
Besuchsgeld, Sonderleistungen 

 
§ 15 

Erhebung von Besuchsgeld, Schuldner 
 

(1)  Die Gemeinde erhebt für die Benutzung ihres Kindergartens ein Besuchsgeld. 
 
(2)  Schuldner des Besuchsgeldes sind,  
 

a) die Personensorgeberechtigten des Kindes, das in den Kindergarten aufgenommen wird, 
b) diejenigen, die das Kind zur Aufnahme in den Kindergarten angemeldet haben. 
 

Mehrere Schuldner sind Gesamtschuldner. 
 

§ 16 
Entstehen und Fälligkeit des Besuchsgeldes 

 
(1)  Die Pflicht zur Entrichtung des Besuchsgeldes i. S. von § 17 Abs. 1 bzw. § 17 Abs. 2 entsteht erstmals mit der Aufnahme 

des Kindes in den Kindergarten bzw. in die Mittagsbetreuung; im Übrigen entsteht die Pflicht zur Entrichtung des Besuchs-
geldes jeweils fortlaufend mit Beginn eines Monats. 

(2)  Das Besuchsgeld wird jeweils am letzten Werktag eines Monats für den gesamten Monat fällig. Die Schuldner des Besuchs-
geldes sind verpflichtet, der Gemeinde eine Einziehungsermächtigung für ihr Konto zu erteilen oder die Beträge auf ein 
Bankkonto der Gemeinde einzuzahlen. Barzahlung ist nicht möglich.  

 
(3)  Wird das Besuchsgeld bei Fälligkeit nicht entrichtet, bzw. wird der Abbuchungsauftrag der Gemeinde nicht eingelöst, so ist 

für jede Mahnung die im kommunalen Kostenverzeichnis der Gemeinde für die Anmahnung rückständiger Beträge enthaltene 
Gebühr zu zahlen.  

 
(4)  Die Verpflichtung zur Entrichtung des Besuchsgeldes entfällt 
 

a)  bei der Kündigung durch Personensorgeberechtigte nach § 12 Abs. 1 zum Ende des Kindergartenvierteljahres in dem 
die Kündigung wirksam wird; 

b)  beim Ausschluss vom Besuch nach § 13 mit dem Ende des Kindergartenvierteljahres, in dem das Kind vom weiteren 
Besuch des Kindergartens ausgeschlossen wird; 

c)  für den Regelkindergarten und die Krippe bei Eintritt der Schulpflicht mit Ablauf des Kindergartenjahres.  
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d)  Die Gebührenschuldner können beim Amt für Jugend, Familie und Soziales im Landratsamt Berchtesgadener Land, 
beim Jobcenter Berchtesgadener Land oder bei anderen Jugendämtern bzw. Sozialämtern einen Antrag auf Kosten-
übernahme stellen. Bis zum Vorliegen eines positiven Bescheids des Kostenträgers und bis zum Eingang der übernom-
menen Kosten, haben die Gebührenschuldner die fälligen Gebühren nach § 17 der Benutzungsordnung für den Kinder-
garten Ramsau zu entrichten. 

 
§ 17 

Höhe des Besuchsgeldes 
 

(1) Das monatliche Besuchsgeld beträgt  
 
für Kinder ab dem vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt  
bei einer Buchungszeit von   
   
1. 4 - 5 Stunden täglich      152,00 €  
2. 5 - 6 Stunden täglich      168,00 €  
3. 6 - 7 Stunden täglich      180,00 €  
4. 7 - 8 Stunden täglich      201,00 €  
5. 8 - 9 Stunden täglich      220,00 €  
 
für Kinder ab dem vollendeten zweiten Lebensjahr  
 
bei einer Buchungszeit von  
1. 4 - 5 Stunden täglich      238,00 €  
2. 5 - 6 Stunden täglich      261,00 €  
3. 6 - 7 Stunden täglich      286,00 €  
4. 7 - 8 Stunden täglich        315,00 €  
5. 8 - 9 Stunden täglich      347,00 € 

  
für Kinder von 0 bis zwei Jahre  
 
bei einer Buchungszeit von  
 
1. 4 - 5 Stunden täglich      296,00 € 
2. 5 - 6 Stunden täglich      324,00 € 
3. 6 - 7 Stunden täglich       353,00 € 
4. 7 - 8 Stunden täglich      392,00 € 
5 8 - 9 Stunden täglich      428,00 € 
 
Maßgebend ist jeweils das Lebensalter zum Stichtag 30.September. 
 
Für Kinder bis zur Vollendung des 3. Lebensjahres fällt das Besuchsgeld für die Kinderkrippe entsprechend der jeweiligen Bu-
chungskategorien an, unabhängig davon, welche Kindertageseinrichtung sie tatsächlich besuchen. Erst ab dem Monat der Voll-
endung des 3. Lebensjahres wird im Folgemonat das Besuchsgeld für den Kindergarten berechnet, sofern eine dementspre-
chende Einrichtung besucht wird. 
 
Das Besuchsgeld ist für 12 Monate des Jahres zu bezahlen. 
 
Bei einer Buchungszeit bis mindestens 14.00 Uhr besteht die Möglichkeit, ein warmes Mittagessen zu buchen. Die Abrechnung 
hierzu erfolgt separat.  
 
(2)  Das monatliche Besuchsgeld beträgt  
 
für Schulkinder in der Mittagsbetreuung 
  
1.  Betreuungszeit 1 Klasse 1-4, Montag - Freitag bis 16.00 Uhr 126,00 € 
2.  Betreuungszeit 2 Klasse 1-4, Montag - Freitag bis 15.00 Uhr 110,00 € 
       oder 
      dreimal bis 14 Uhr und zweimal bis 16.00 Uhr 
3.  Betreuungszeit 3 Klasse 1 und 2, täglich bis 14.00 Uhr    94,00 € 
4.  Betreuungszeit 4 Klasse 3 und 4, täglich bis 14.00 Uhr    69,00 € 
 
Für die Kinder der Mittagsbetreuung im Kindergarten besteht die Möglichkeit, ein warmes Mittagessen zu buchen. Die Abrechnung 
hierzu erfolgt separat. 
 
Das Besuchsgeld ist für 12 Monate des Jahres zu bezahlen. 
(3)  Das Besuchsgeld ist auch während vorübergehender Abwesenheit und für Ferientage nach § 5 Abs. 3 zu entrichten. 
 

§ 18 
Ermäßigung des Besuchsgeldes 

 
(1)  Besuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig den Kindergarten, die Krippe oder die Mittagsbetreuung bzw. den Hort, 

so wird das Besuchsgeld für jedes Kind der Familie um 25 v. H. in der jeweiligen Buchungskategorie ermäßigt.  
 
(2)  Bei krankheitsbedingter Abwesenheit von mehr als einem Monat wird das Besuchsgeld gegen Vorlage eines ärztlichen Zeug-

nisses ab dem zweiten Monat um die Hälfte ermäßigt.  
 
Die Erziehungsberechtigten sind verpflichtet, in Fällen, in denen Ermäßigung des Besuchsgeldes gewährt wurde, alle Änderun-
gen, die Einfluss auf die Höhe der Ermäßigung haben oder zum Wegfall der Ermäßigung führen könnten, der Leitung des Kin-
dergartens unverzüglich mitzuteilen. Auf Anforderung ist durch Nachreichung von Unterlagen nachzuweisen, dass die Voraus-
setzungen, unter denen die Ermäßigung gewährt wurde, nach wie vor gegeben sind.  
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§ 19 

Beschaffungskosten 
 

Für die Beschaffung von pädagogischem Spiel- und Bastelmaterial erhebt die Gemeinde einen monatlichen Pauschalbetrag von 
10 €. Der Pauschalbetrag ist im Besuchsgeld enthalten. Ausgenommen von dieser Regelung sind die Schulbetreuungskinder und 
Kinder unter 3 Jahren, die 9 Wochenstunden gebucht haben.  
 

§ 20 
Elternbeitragszuschuss 

 
(1)  Die Benutzungsgebühr nach § 17 Abs. 1 reduziert sich nach Maßgabe und Höhe des vom Freistaat Bayern zur Verfügung 

gestellten Zuschusses. (Art. 23 Abs. 3 Satz 2 Bayerisches Kinderbildungs- und Betreuungsgesetz (BayKiBiG)) 
 
(2)  Die Kinder, die vom Schulbesuch zurückgestellt werden, erhalten den unter Abs. 1 genannten Zuschuss ununterbrochen bis 

Schuleintritt. 
 
(3)  Die Benutzungsgebühr nach § 17 Abs. 1 reduziert sich nach Maßgabe und Höhe des vom Freistaat Bayern zur Verfügung 

gestellten Zuschusses (Art. 23 Abs. 3 Satz 2 BayKiBiG) für diejenigen Kinder, die im laufenden Jahr das 3. Lebensjahr 
vollenden, ab September desselben Jahres 

 
(4)  Der Zuschuss entfällt, wenn der Schulbesuch trotz Schulpflicht verweigert wird. (Art. 23 Abs. 3 Satz 3 BayKiBig) 
 

Abschnitt V 
Schlussbestimmungen 

 
§ 21 

Inkrafttreten 
 

Diese Benutzungsordnung tritt am 1. September 2026 in Kraft.  
 
 
Ramsau b. Berchtesgaden, den 04. Mai 2026 
Gemeinde Ramsau b. Berchtesgaden 
 
Richard Graßl, Erster Bürgermeister 
 
 
Bek. Nr. 14 

Gemeinde Saaldorf-Surheim 
 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) 
1. Änderung des Bebauungsplans „Brunnerfeld“: 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses  

gemäß § 2 Abs. 1 BauGB; 
Unterrichtungs- und Äußerungsmöglichkeit für die Öffentlichkeit  

gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauGB;  
Beteiligung der Öffentlichkeit  

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 

Der Bau- und Umweltausschuss hat in der Sitzung am 14.04.2026 beschlossen, den Bebauungsplan „Brunnerfeld“ zu ändern. 
Der Änderungsbereich umfasst den ganzen Geltungsbereich des Bebauungsplans „Brunnerfeld“ wie aus dem nachstehenden 
Lageplan (ohne Maßstab) ersichtlich 
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Ziel der Änderung ist es in dem überwiegend bereits bebauten Areal eine Nachverdichtung zu ermöglichen. 
 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB geändert. Von einem Umweltbericht nach § 2a BauGB sowie von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, wird abgesehen.  
 
Der Entwurf zur Änderung des Bebauungsplans in der Fassung vom 04.05.2026 mit Begründung kann in der Zeit vom  
 

Mittwoch, 20. Mai 2026 bis einschließlich Montag, 29. Juni 2026 
 
im Internet auf der Homepage der Gemeinde Saaldorf-Surheim (www.saaldorf-surheim.de) unter „Gemeinde & Verwaltung – 
Bauleitplanung – laufende Verfahren“ eingesehen werden. 
  
Außerdem liegen die Unterlagen in diesem Zeitraum während der allgemeinen Öffnungszeiten der Gemeindeverwaltung im           
2. Obergeschoss des Rathauses in Saaldorf, Moosweg 2 öffentlich aus. 
 
Aus den Unterlagen kann sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen 
der Planung unterrichten. Während der Auslegungsfrist können Äußerungen zur Planung bei der Gemeinde Saaldorf-Surheim 
vorgebracht werden. Die Stellungnahmen sollen elektronisch abgegeben werden, können aber auch schriftlich oder während der 
Dienststunden zur Niederschrift im Rathaus in Saaldorf, Moosweg 2 abgegeben werden. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Änderung des Bebauungsplans 
unberücksichtigt bleiben, wenn die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit der Änderung des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist. 
 
Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Homepage der Gemeinde Saaldorf-Surheim (www.saaldorf-
surheim.de) unter „Gemeinde & Verwaltung – Bauleitplanung – laufende Verfahren“ veröffentlicht. 
 

Datenschutz: 
 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e (DSGVO) i. V. mit § 3 BauGB 
und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das 
Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche Informationspflichten im 
Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls auf der Homepage eingesehen werden kann und im Rathaus öffentlich ausliegt. 
 
 
Saaldorf, den 5. Mai 2026 
Gemeinde Saaldorf-Surheim 
 
Andreas Buchwinkler, Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 15 
Gemeinde Saaldorf-Surheim 

 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) 

1. Änderung des Bebauungsplans „Saaldorf Nordost“: 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 BauGB; 

Unterrichtungs- und Äußerungsmöglichkeit für die Öffentlichkeit gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 13a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 
BauGB; Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

 
Der Bau- und Umweltausschuss hat in der Sitzung am 14.04.2026 beschlossen, den Bebauungsplan „Saaldorf Nordost“ zu 
ändern. Der Änderungsbereich umfasst den ganzen Geltungsbereich des Bebauungsplans „Saaldorf Nordost“ wie aus dem 
nachstehenden Lageplan (ohne Maßstab) ersichtlich 

 
 
Ziel der Änderung ist es in dem überwiegend bereits bebauten Areal eine Nachverdichtung zu ermöglichen. 
 
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB geändert. Von einem Umweltbericht nach § 2a BauGB sowie von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, wird abgesehen.  
  
Der Entwurf zur Änderung des Bebauungsplans in der Fassung vom 04.05.2026 mit Begründung kann in der Zeit vom  
 

Mittwoch, 20. Mai 2026 bis einschließlich Montag, 29. Juni 2026 
 
im Internet auf der Homepage der Gemeinde Saaldorf-Surheim (www.saaldorf-surheim.de) unter „Gemeinde & Verwaltung – 
Bauleitplanung – laufende Verfahren“ eingesehen werden. 
 
Außerdem liegen die Unterlagen in diesem Zeitraum während der allgemeinen Öffnungszeiten der Gemeindeverwaltung im           
2. Obergeschoss des Rathauses in Saaldorf, Moosweg 2 öffentlich aus. 
 
Aus den Unterlagen kann sich die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen 
der Planung unterrichten. Während der Auslegungsfrist können Äußerungen zur Planung bei der Gemeinde Saaldorf-Surheim 
vorgebracht werden. Die Stellungnahmen sollen elektronisch abgegeben werden, können aber auch schriftlich oder während der 
Dienststunden zur Niederschrift im Rathaus in Saaldorf, Moosweg 2 abgegeben werden. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Änderung des Bebauungsplans 
unberücksichtigt bleiben, wenn die Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit der Änderung des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist. 
 
Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist auch im Internet auf der Homepage der Gemeinde Saaldorf-Surheim                  
(www.saaldorf-surheim.de) unter „Gemeinde & Verwaltung – Bauleitplanung – laufende Verfahren“ veröffentlicht. 
 

Datenschutz: 
 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e (DSGVO) i. V. mit § 3 BauGB 
und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das 
Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche Informationspflichten im 
Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls auf der Homepage eingesehen werden kann und im Rathaus öffentlich ausliegt. 

 
Saaldorf, den 5. Mai 2026 
Gemeinde Saaldorf-Surheim 
 
Andreas Buchwinkler, Erster Bürgermeister 
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Bek. Nr. 16 

Gemeinde Schneizlreuth 
 

Haushaltssatzung der Gemeinde Schneizlreuth Landkreis Berchtesgadener Land, 
für das Haushaltsjahr 2026 

 
Aufgrund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt die Gemeinde Schneizlreuth folgende Haushaltssatzung: 
 

I. 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 4.669.950 € 
 
und 
 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.449.450 € 
 
ab. 
 

§ 2 
 

Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt 
wird auf  450.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
 
1) Grundsteuer: 

a. für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 360 v.H. 
b. für die Grundstücke (B) 400 v.H. 

 
2) Gewerbesteuer 340 v.H. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf   
 400.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Der Stellenplan wird in der Fassung der Anlage neu festgesetzt. 
 

§ 7 
 

Weitere Vorschriften, die sich auf die Einnahmen und Ausgaben beziehen, werden nicht aufgenommen. 
 

§ 8 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01.01.2026 in Kraft. 
 
 
Schneizlreuth, den 28. April 2026 
Gemeinde Schneizlreuth 
 
Wolfgang Simon, Erster Bürgermeister 
 
 

II. 
 

Die Haushaltssatzung mit samt ihren Anlagen liegt ab dem Tag der Veröffentlichung der Haushaltssatzung bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Rathaus der Gemeinde Schneizlreuth öffentlich während der allgemeinen 
Dienststunden zur Einsicht aus (Art. 65 Abs.3 GO). 
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Bek. Nr. 17 
Mittelschulverband Bischofswiesen 

 
Haushaltssatzung des Mittelschulverbandes Bischofswiesen Landkreis Berchtesgadener Land 

für das Haushaltsjahr 2026 
 
Aufgrund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG), Art. 40 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) sowie Art. 63 ff. der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Mittelschulverband Bischofswiesen folgende 
Haushaltssatzung: 
 

I. 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt i 
 
Im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 1.471.581 € 
 
und  
 
im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 239.213 € 
 
ab.  
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 0 € festgelegt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Schulverbandsumlage:  
 
1. Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Verwaltungshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der nach den einschlägigen 

Bestimmungen auf die Mitglieder des Mittelschulverbandes umgelegt werden soll (Verwaltungsumlage), wird für das Haus-
haltsjahr 2026 auf 1.232.910 Euro festgesetzt (Umlagesoll).  

 
2. Die Höhe des durch die sonstigen Einnahmen im Vermögenshaushalt nicht gedeckten Bedarfs, der nach den einschlägigen 

Bestimmungen auf die Mitglieder des Mittelschulverbandes umgelegt werden soll (Investitionsumlage) wird für das Haus-
haltsjahr 2026 auf 221.250,82 Euro festgesetzt (Umlagesoll). 

 
3. Für die Berechnung der Schulverbandsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01. Oktober 2025 

auf 266 Verbandsschüler festgesetzt.  
 
4. Für die Bemessung der Schulverbandsumlage nach der Schülerzahl beträgt der Beitrag im Haushaltsjahr 2026 je Schüler  

 
im Verwaltungshaushalt 4.635,00 Euro  
 
und  

 
im Vermögenshaushalt  831,77 Euro. 

 
§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 60.000 € fest-
gesetzt. Er bedarf keiner Genehmigung (Art. 73 Abs. 2 GO). 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2026 in Kraft.  
 
 
Bischofswiesen, den 30. April 2026 
Mittelschulverband Bischofswiesen 
 
Thomas Weber, Erster Vorsitzender 
 

II. 
 
 
Die Haushaltssatzung mit samt ihren Anlagen liegt ab dem Tag der Veröffentlichung der Haushaltssatzung bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung im Rathaus der Gemeinde Bischofswiesen öffentlich während der allgemei-
nen Dienststunden zur Einsicht aus (Art. 65 Abs. 3 GO). 
 


